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Ziel 

Das Ziel dieses Informationsbesuchs in Spanien besteht darin, die Verfasser der Petitionen 

Nr. 1013/2012, 1201/2012, 1209/2012, 1323/2012, 1368/2012, 1369/2012, 1631/2012, 

1790/2012, 1772/2012, 1779/2012, 927/2013 und 758/2013 zu treffen und einen Dialog mit 

den nationalen Behörden aufzunehmen, um ein besseres Verständnis der verschiedenen 

Aspekte der Beschwerden der Petenten in Bezug auf die Entführungen von Neugeborenen aus 

Krankenhäusern während und nach der Franco-Diktatur zu erlangen. 

Dieser Raub von Kindern und die illegalen Adoptionen fallen unter Bereiche des Zivil- und 

Strafrechts, die nicht unter EU-Recht fallen. Das EU-Recht, insbesondere die 

Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 („Brüssel-IIa-Verordnung“), regelt nach heutigem Stand 

lediglich Fragen der gerichtlichen Zuständigkeit sowie der Anerkennung und Vollstreckung 

vorhandener Urteile in anderen Mitgliedstaaten. 

Demnach fällt es in den von den Petenten geschilderten Fällen in die Zuständigkeit des 

Mitgliedstaates, für die Einhaltung der Grundrechtsverpflichtungen zu sorgen, die sich aus 

internationalen Übereinkommen und aus seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften ergeben. 

Treffen mit dem Justizministerium (22. Mai 2017) 

Carmen Sánchez-Cortés Martín, Staatssekretärin 

Joaquín Delgado Martín, Generaldirektor für Beziehungen zur Justiz (Administración de 

Justicia) 

Carmen de Troya Calatayud, Koordinatorin der Informationsstelle für Betroffene einer 

möglichen Entführung von Neugeborenen, Justizsekretärin 

Antonio Alonso Alonso, Sachverständiger der Dienststelle Biologie der Abteilung in Madrid 

des Nationalen Instituts für Toxikologie und Forensik (INTCF) 

Die Delegation wird von Staatssekretärin Carmen Sánchez-Cortés Martín in Empfang 

genommen, die erläutert, dass das grundlegende Ziel des Justizministeriums im Fall der 

Entführungen von Neugeborenen darin besteht, den Betroffenen die größtmögliche 

institutionelle Unterstützung zu bieten und realistische und gangbare Lösungen zu finden, die 

die von den Betroffenen unternommenen Nachforschungen zum Auffinden ihrer 

Familienangehörigen unterstützen, ohne dass dadurch die Feststellung der Tatsachen und der 

strafrechtlichen und sonstigen Verantwortlichkeiten, die daraus folgen könnten, berührt 

würden. 

Der Einleitung von Untersuchungen seitens der Justizbehörden zu möglichen Entführungen 

von Neugeborenen und der Einführung von Maßnahmen zur Unterstützung der Betroffenen 

liegen Anzeigen von Betroffenenvereinigungen im Zusammenhang mit dem möglichen 

Bestehen eines Netzwerks für den illegalen Handel mit Neugeborenen, der hauptsächlich 

zwischen den 1960er und den 1980er Jahren stattgefunden haben soll, zugrunde. 

Nachdem die Hintergrund- sowie die weiteren erforderlichen Informationen 

zusammengetragen worden waren, lud das Ministerium die Vereinigungen und Betroffenen 
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zu einem von diesen geforderten Treffen ein, bei dem deren Forderungen angehört und eine 

erste Ermittlung der Probleme, mit denen sie konfrontiert waren, vorgenommen werden sollte, 

mit dem Ziel, Lösungswege zu finden. Im Februar 2012 wurde ein erstes Treffen mit den 

Vereinigungen und Betroffenen abgehalten, das von diesen gefordert worden war und bei 

dem sie die verschiedenen Probleme, mit denen sie bei den Nachforschungen zu den 

Vorfällen konfrontiert waren, schilderten. Das Ministerium habe sich dazu verpflichtet, mit 

den Betroffenen eine dauerhafte und stabile Zusammenarbeit aufzunehmen, und es sei 

vereinbart worden, dass regelmäßig Treffen stattfinden würden. 

Das Ministerium habe außerdem festgestellt, dass die Zusammenarbeit zwischen 

verschiedenen öffentlichen Stellen gestärkt werden müsste: 

 Es habe sich mit dem Innenministerium in Verbindung gesetzt, um zu prüfen, ob die 

Strafverfolgungsbehörden bei der Untersuchung dieser Anzeigen wirksam vorgehen 

konnten. 

 Es habe sich mit der Staatsanwaltschaft (Fiscalía General del Estado) in Verbindung 

gesetzt und diese darum ersucht, zu prüfen, ob eine allgemeine Anweisung für alle 

Staatsanwälte ausgearbeitet werden könnte, in der einheitliche Regelungen zu deren 

Vorgehensweise in diesen Fällen, deren wichtigster Zweck in der größtmöglichen 

Unterstützung der Opfer liegen sollte, festgelegt werden. 

 Es habe sich mit der spanischen Datenschutzbehörde in Verbindung gesetzt und diese 

über die konkreten Schwierigkeiten der Betroffenen beim Zugang zu Informationen in 

verschiedenen Akten und Verzeichnissen (Krankenhausakten, Standesamtsregister 

usw.) informiert. 

 Es habe gemeinsam mit dem Ministerium für Gesundheit, Sozialdienstleistungen und 

Gleichstellung Wege der Zusammenarbeit in diesem Bereich geprüft, da diese Fälle 

unmittelbare Auswirkungen auf die Arbeit in Kliniken und Krankenhäusern haben. 

 Parallel dazu habe das Justizministerium auch den Einrichtungen Anweisungen 

gegeben, die in ihren eigenen Zuständigkeitsbereich fallen, nämlich dem Nationalen 

Institut für Toxikologie und Forensik (INTCF) und den Büros für Opferhilfe. 

Bei dem ersten Treffen mit den Betroffenen stellte das Justizministerium fest, dass in vielen 

Fällen strafrechtliche Verfahren eingeleitet wurden, man damit jedoch den Interessen der 

Betroffenen nicht vollständig gerecht wird, da deren oberste Priorität unabhängig von den 

straf- oder verwaltungsrechtlichen Folgen, die daraus folgen können, das Auffinden ihrer 

Familienangehörigen ist. Daher sei es notwendig gewesen, besonderes Augenmerk auf die 

Einführung von Mechanismen zu legen, die die Untersuchungen soweit möglich erleichtern 

würden. Man entschied sich für die Einrichtung einer Stelle für Beratung und Bereitstellung 

von Verwaltungsinformationen für Betroffene einer Entführung von Neugeborenen. Um den 

Betroffenen diese Anlaufstelle, deren Tätigkeit am 26. Februar 2013 aufgenommen wurde, in 

geeigneter Weise zugänglich zu machen, wurde in der Calle de la Bolsa Nr. 8 in Madrid ein 

Büro eingerichtet, das täglich besetzt ist und dessen Mitarbeiter für die Verarbeitung von 

Aufzeichnungen und die Unterstützung der Betroffenen zuständig sind. Hierfür verfügt die 

Einrichtung über ein internes Protokoll, das zu diesem Zweck ausgearbeitet wurde, sowie 

über eine spezielle IT-Anwendung, in der alle Daten eingetragen werden. 

Ziel der Beratungs- und Informationsstelle sei es, den Betroffenen Unterlagen des 

Justizministeriums über Geburten vorzulegen, die auf Standesämtern oder Friedhöfen und in 
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Krankenhäusern, Erzbistümern, Provinzial- oder Stadtverwaltungen usw. vorliegen könnten, 

sowie ihnen die Sachverhalte darzulegen, damit sie diese gegebenenfalls als Grundlage für die 

zivil- oder strafrechtlichen Verfahren, die ihnen angemessen erscheinen, verwenden und 

feststellen können, wer ihre leiblichen Eltern sind. Im Büro wird die Einwilligung gegeben, 

die erforderlich ist, um dem Ministerium für Gesundheit, Sozialdienstleistungen und 

Gleichstellung Daten in Bezug auf Geburten zu übermitteln, die danach mit den Daten in 

Patientenakten und in sonstigen Unterlagen im Besitz von Gesundheitseinrichtungen 

abgeglichen werden. Zudem arbeitet das Innenministerium über seine Beschwerde- und 

Bürgerberatungsbüros im ganzen Land eng mit der Informationsstelle zusammen. Jede der 

Einrichtungen, die in diesem Bereich zusammenarbeiten, hat einen Verantwortlichen als 

Kontaktperson benannt, der je nach deren Zuständigkeitsbereich die in den verschiedenen 

Einrichtungen vorhandenen Informationen einholt, damit zu jedem konkreten Fall die 

vorhandenen Informationen und Unterlagen zusammengetragen werden können. 

Der Zugang zu Daten und Unterlagen erfolge in Übereinstimmung mit den rechtlichen 

Anforderungen, die unter anderem im Hinblick auf die Zustimmung des Betroffenen, die 

Datensicherheit, die Vertraulichkeit der Informationen und die Verantwortlichkeiten der 

öffentlichen Verwaltung gelten. Gemäß den geltenden einschlägigen nationalen 

Rechtsvorschriften würden weder direkt noch indirekt Daten über den Betroffenen erhoben, 

wenn dieser nicht freiwillig, ausdrücklich und in Kenntnis der Sachlage seine Zustimmung 

gegeben hat. 

Im Interesse der ordnungsgemäßen Verwaltung sämtlicher zusammengetragener Daten 

wurden gemäß der Verordnung JUS 2146/2012 vom 1. Oktober zwei Akten angelegt, und 

zwar: 

 Akte Nr. 119: Ersuchen seitens Betroffener von Entführungen von Neugeborenen um 

Bereitstellung von Verwaltungsinformationen 

 Akte Nr. 120: DNA-Profile von Betroffenen von Entführungen von Neugeborenen 

Zudem wurden die amtlichen Muster für die Ersuchen genehmigt, damit sichergestellt ist, 

dass die Betroffenen die technischen Daten und die Daten über ihre Identität, die für die 

Einholung der Informationen und Unterlagen erforderlich sind, sowie die für die 

Ausarbeitung des Berichts des INTCF erforderlichen Daten bereitstellen. Das INTCF hat ein 

Protokoll über die Vorgehensweise eingeführt, mit dem die erhaltenen genetischen Profile 

zentral erfasst und so in eine einzige Datenbank aufgenommen werden, die einen Vergleich 

aller Beteiligten ermöglicht, damit festgestellt werden kann, ob genetische 

Übereinstimmungen vorliegen. 

Angesichts der Komplexität der Gerichtsverfahren, die für viele schwer verständlich sind, 

sowie aufgrund der Beunruhigung in der Gesellschaft erachtete es das Justizministerium als 

erforderlich, den Betroffenen sämtliche verfügbaren Mittel bereitzustellen, damit sie einen 

Bezugspunkt haben, an den sie sich wenden können, um Informationen und Beratung sowie 

angemessene – auch psychologische – Betreuung zu erhalten. 

Es wurde auch ein Protokoll eigens für die Betreuung in Fällen irregulärer Adoption erstellt, 

das die dem entsprechenden Ministerium unterstellten Büros für Opferhilfe anwenden. Das 

Protokoll steht auch den Büros für Opferhilfe in jenen Gebieten zur Verfügung, in denen die 

Zuständigkeiten auf die Autonomen Gemeinschaften übertragen wurden. 
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Die persönliche und fachgerechte Betreuung durch Fachkräfte in den Büros für Opferhilfe 

wird von einem Verfahrensleiter oder, wenn erforderlich, von einem Psychologen geleistet. 

Es werden allgemeine Informationen über die Schritte zum Ergreifen von rechtlichen 

Maßnahmen und über die Durchführung von DNA-Tests sowie über die Möglichkeit einer 

Begleitung vor Gericht gegeben. Zudem wird den Betroffenen, die dies benötigen, gemäß der 

von den Büros angewandten allgemeinen Vorgabe zur Betreuungstätigkeit eine mehrstufige 

psychologische Betreuung angeboten. 

Was wird in der Anlaufstelle angeboten? 

 Verwaltungsinformationen und -unterlagen: Mittels dieser Anlaufstelle wird den 

Betroffenen Zugang zu Unterlagen und Informationen, die sich im Besitz der 

Justizbehörden und Einrichtungen befinden, gewährt, etwa zu Daten aus Registern, 

Akten von Gesundheitseinrichtungen, usw. 

 Anlegen einer Akte zu genetischen Profilen: Das INTCF erfasst die Profile, die es auf 

der Grundlage der von den Betroffenen beigebrachten genetischen Informationen oder 

von Laboren, die nicht zum INTCF gehören, übermittelten elektronischen Datensätzen 

erstellt hat, zentral und nimmt diese in eine einzige Datenbank auf, die einen 

Vergleich aller Beteiligten ermöglicht, damit festgestellt werden kann, ob genetische 

Übereinstimmungen vorliegen, die Hinweise auf biologische familiäre Beziehungen 

liefern können. (Dieser Vorgang ist für die Betroffenen kostenlos.) 

Wer kann sich an die Informationsstelle wenden, und in welcher Form? 

Personen, die Hinweise auf eine mögliche Entführung von Neugeborenen haben, unter 

anderem Eltern, die ihre leiblichen Kinder suchen, und Personen, die ihre leiblichen Eltern 

oder Geschwister suchen, sowie Personen, die ein berechtigtes Interesse nachweisen können. 

Auf der Website des Justizministeriums sind alle Informationen über die Funktionsweise und 

die Ziele der Stelle sowie darüber, wie man sich an sie wenden kann, zu finden. Es gibt 

mehrere Möglichkeiten, um Auskunft zu ersuchen: persönlich, telefonisch oder über das 

Kontaktformular des Büros über den Link auf der Website des Justizministeriums. 

Im Anschluss an das Ersuchen werden über die jeweiligen Kontaktpersonen, die von allen 

Parteien der Kooperationsvereinbarung benannt wurden, die entsprechenden Einrichtungen 

kontaktiert, um die Informationen und Unterlagen, die zu jedem Fall vorliegen, anzufordern. 

Eine weitere wichtige Aufgabe der Informationsstelle ist die Aufnahme der DNA-Profile in 

die Datenbank des INTCF, die von den Betroffenen und von privaten Laboren beigebracht 

wurden. Vor der Aufnahme in die Datenbank überprüft das INTCF, ob bei der Analyse die 

technischen Mindestanforderungen, die deren Zuverlässigkeit sicherstellen, erfüllt worden 

sind. 

Im Anschluss an das Ersuchen wird ein Verwaltungsdossier angelegt, und es werden Daten in 

der IT-Anwendung erfasst und die von den Betroffenen vorgelegten Unterlagen gescannt. Die 

Betroffenen können mit einem Benutzernamen und einem Passwort, die ihnen von der Stelle 

ausgehändigt werden, auf ihr Dossier zugreifen und sogar die hinzugefügten Unterlagen 

ausdrucken. Wichtig ist, und darüber werden auch alle Betroffenen in Kenntnis gesetzt, dass 

mit dem Verwaltungsdossier weder ein zivil- noch ein strafrechtliches Verfahren eingeleitet 

wird. Diese Verwaltungsdienststelle dient der Sammlung von Informationen, auf deren 

Grundlage die Betroffenen entscheiden können, ob sie rechtliche Schritte einleiten wollen. 
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Obwohl der Bericht als Beweismittel dienen kann, hat dieser keine rechtlichen Maßnahmen 

zur Folge. Die Opfer selbst unternehmen rechtliche Schritte, wenn sie dies auf der Grundlage 

der Informationen für richtig halten. 

Das Justizministerium hat sich zur Zusammenarbeit mit den Betroffenen verpflichtet und im 

Interesse einer funktionierenden und wirksamen Kommunikation eine Kontaktperson im 

Ministerium benannt. 

Statistische Daten der Informationsstelle vom 26. Februar 2013 bis zum 30. April 2017: 

 Es wurden 567 Dossiers angelegt, die 693 Personen betreffen. 

 Die Fälle von Geburten, die im Zusammenhang mit mutmaßlichen Entführungen von 

Neugeborenen stehen und von denen die Informationsstelle Kenntnis erlangt hat, 

ereigneten sich großteils in den 1960er und den 1970er Jahren. 

 Ein Großteil der Ersuchen, in deren Folge ein Dossier angelegt wurde, wurden von 

den Betroffenen bei der Informationsstelle oder bei den Dienststellen der nationalen 

Polizei gestellt. 

Das INTCF hat einen Bericht1 vorgelegt, in dem die aus exhumierten Skelettüberresten und 

anderen sterblichen Überresten (Biopsien) erhaltenen allgemeinen DNA-Ergebnisse von 

Neugeborenen in insgesamt 128 Fällen, in denen Hinweise auf die Entführung eines 

Neugeborenen vorlagen, dargelegt werden; die DNA-Analysen wurden im Anschluss an 76 

entsprechende Anträge der Staatsanwaltschaft und 52 Anträge von erstinstanzlichen 

Gerichten, die im Zeitraum 2011–2017 eingegangen waren, durchgeführt. Die Daten aus dem 

DNA-Bericht deuten darauf hin, dass es im Zusammenhang mit einem Großteil der vom 

INTCF analysierten Fälle nicht zu einer Entführung von Neugeborenen gekommen war, da es 

in 90 % der Fälle möglich war, die Neugeborenen anhand von DNA-Tests der Angehörigen 

zu identifizieren. 

Das Justizministerium stellt abschließend fest, dass es zur Behandlung der Problematik der 

mutmaßlichen Entführungen von Neugeborenen einen Weg zum Erhalt von Unterlagen und 

Informationen eingerichtet und den Opfern die Möglichkeit gegeben hat, dass ihre 

genetischen Profile in die Datenbank des INTCF aufgenommen werden – jedoch habe es in 

keinem der Fälle die Rolle, die gemäß der Rechtsordnung ausschließlich die Richter und 

Gerichte innehaben, ersetzen wollen. 

Während der Fragerunde ergreifen die folgenden MdEP das Wort: 

 Jude Kirton Darling spricht die Unterstützung an, welche das Ministerium den Opfern 

bietet, die die Beweise für die Straftaten erbringen müssen. 

                                                 
1 

http://www.mjusticia.gob.es/cs/Satellite/Portal/1292428503682?blobheader=application%2Fpdf&blobheaderna

me1=Content-

Disposition&blobheadername2=Grupo&blobheadervalue1=attachment%3B+filename%3DInforme_de_la_activi

dad_pericial_y_cientifica_desarrollada_por_los_servicios_de_biologia_del_INTCF_.PDF&blobheadervalue2=I

NTCF 

 

http://www.mjusticia.gob.es/cs/Satellite/Portal/1292428503682?blobheader=application/pdf&blobheadername1=Content-Disposition&blobheadername2=Grupo&blobheadervalue1=attachment;+filename=Informe_de_la_actividad_pericial_y_cientifica_desarrollada_por_los_servicios_de_biologia_del_INTCF_.PDF&blobheadervalue2=INTCF
http://www.mjusticia.gob.es/cs/Satellite/Portal/1292428503682?blobheader=application/pdf&blobheadername1=Content-Disposition&blobheadername2=Grupo&blobheadervalue1=attachment;+filename=Informe_de_la_actividad_pericial_y_cientifica_desarrollada_por_los_servicios_de_biologia_del_INTCF_.PDF&blobheadervalue2=INTCF
http://www.mjusticia.gob.es/cs/Satellite/Portal/1292428503682?blobheader=application/pdf&blobheadername1=Content-Disposition&blobheadername2=Grupo&blobheadervalue1=attachment;+filename=Informe_de_la_actividad_pericial_y_cientifica_desarrollada_por_los_servicios_de_biologia_del_INTCF_.PDF&blobheadervalue2=INTCF
http://www.mjusticia.gob.es/cs/Satellite/Portal/1292428503682?blobheader=application/pdf&blobheadername1=Content-Disposition&blobheadername2=Grupo&blobheadervalue1=attachment;+filename=Informe_de_la_actividad_pericial_y_cientifica_desarrollada_por_los_servicios_de_biologia_del_INTCF_.PDF&blobheadervalue2=INTCF
http://www.mjusticia.gob.es/cs/Satellite/Portal/1292428503682?blobheader=application/pdf&blobheadername1=Content-Disposition&blobheadername2=Grupo&blobheadervalue1=attachment;+filename=Informe_de_la_actividad_pericial_y_cientifica_desarrollada_por_los_servicios_de_biologia_del_INTCF_.PDF&blobheadervalue2=INTCF


 

PE608.138v05-00 8/35 CR\1140098DE.docx 

DE 

 Eleonora Evi spricht die Empfehlungen der Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen von 

2014 zur Frage des Verschwindenlassens von Personen sowie die Verjährung der 

Straftaten an. 

 Michela Giuffrida spricht den Charakter der Betreuungsstelle an, der möglicherweise 

menschlicher und weniger bürokratisch sein sollte. 

 Julia Pitera stellt eine Frage zum Unterschied zwischen den von den Vereinigungen 

gemeldeten Fällen und den bei der Stelle des Ministeriums gemeldeten Fällen. 

 Tatjana Zdanoka stellt die Frage, warum die Justiz so lange gebraucht habe, zu 

reagieren, und warum derzeit nur eine Person strafrechtlich verfolgt werde. 

 Marina Albiol weist darauf hin, dass die Staatsanwaltschaft nachdrücklich 

aufgefordert werden muss, die Fälle der verschwundenen Personen zu untersuchen 

und einen Staatsanwalt als Koordinator einzusetzen, dass DNA-Tests kostenlos sein 

sollten und dass die Fälle der Kinder, die in den 1940er und 1950er Jahren 

verschwunden sind, untersucht werden müssen. Zudem fragt sie, ob dem 

Justizministerium bekannt ist, wie die frühere argentinische Regierung mit ähnlichen 

Fällen umgegangen ist. 

 Josep-Maria Terricabras merkt an, dass man auf die Opfer verstärkt proaktiv reagieren 

und die Fälle wirklich untersuchen muss; er ist der Ansicht, dass die erste 

Überprüfung nicht in der Exhumierung, sondern in krankenhausbasierten 

Untersuchungen bestehen sollte. 

 Rosa Estarás weist darauf hin, wie wichtig es ist, den Wünschen der Opfer 

nachzukommen, und merkt an, dass sie ein Treffen mit dem Innen- und dem 

Gesundheitsministerium sowie mit den Vertretern der Autonomen Gemeinschaften für 

angezeigt hält. 

Der Vertreter des Ministeriums, Joaquín Delgado, antwortet 

 Jude Kirton Darling, indem er klarstellt, dass die Untersuchung der Fälle in die 

Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft falle, die die strafrechtlichen Maßnahmen 

einleite. Privatpersonen machten zivilrechtliche Ansprüche geltend und seien dafür 

verantwortlich, Klage zu erheben. Das Justizministerium unterstütze sie, indem es 

Unterlagen ausfindig mache und ihnen zur Verfügung stelle; 

 Eleonora Evi in Bezug auf die Verjährung von Straftaten, dass Fälle des 

Verschwindenlassens von Minderjährigen nicht verjährbar seien, dies jedoch von den 

Gerichten abhänge und es hierbei keine einheitliche Norm gebe; auf die Anmerkung 

zu der Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen von 2014 geht er nicht ein; 

 Michela Giuffrida, dass sich das Ministerium uneingeschränkt verpflichte, die Opfer 

und Betroffenen zu begleiten und zu beraten; 

 Marina Albiol, indem er sie daran erinnert, dass jedes Verfahren, das eingestellt wird, 

weil alle Möglichkeiten der Ermittlung ausgeschöpft wurden, jederzeit wieder eröffnet 

werden könne. Die Staatsanwaltschaft habe das Mandat, Verfahren einzuleiten, und 

sei zu Untersuchungen aufgefordert worden; DNA-Tests, die von der 

Staatsanwaltschaft angefordert werden, seien zudem kostenlos. Zu dem Fall 

Argentiniens wisse er nichts. 
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Treffen mit der Generalstaatsanwaltschaft (22. Mai 2017) 

José Manuel Maza Martín, Staatsanwalt 

José Miguel de la Rosa Cortina, Staatsanwalt, Leiter des Technischen Sekretariats der 

Generalstaatsanwaltschaft 

María Luzón Cánovas, Staatsanwältin des Technischen Sekretariats der 

Generalstaatsanwaltschaft 

In Artikel 124 der spanischen Verfassung von 1978 wird der Staatsanwaltschaft unmittelbar 

die Aufgabe übertragen, „die Tätigkeit der Justiz zum Schutz der Gesetzlichkeit, der Rechte 

der Bürger und des vom Gesetz geschützten Allgemeinwohls von Amts wegen oder auf 

Antrag der betroffenen Personen zu unterstützen“ und ihre Funktionen „in jedem Fall unter 

Achtung der Grundsätze der Legalität und Unparteilichkeit“ auszuüben. 

Davon ausgehend legte die Nationale Vereinigung von Betroffenen irregulärer Adoptionen 

(ANADIR) der Staatsanwaltschaft im Januar 2011 eine von 261 Personen unterzeichnete 

Klage vor. Die Staatsanwaltschaft sagte zu, allen Familien, die ein neugeborenes Kind 

verloren hatten, zu antworten, und stellte die Frage in den Raum, ob die Neugeborenen 

möglicherweise durch einen toten Säugling ersetzt worden waren oder ob das angeblich 

verstorbene Kind in Wirklichkeit entführt worden war. Diese gemeinsame Klage legte den 

Schluss nahe, dass es ein systematisches Netzwerk gegeben hatte, in dessen Rahmen 

hauptsächlich von 1950 bis 1990 Neugeborene entführt und als die Kinder anderer Paare 

eingetragen worden waren. Die Staatsanwaltschaft untersuchte die angezeigten 

Vorkommnisse und fand keinen Hinweis darauf, dass es eine Organisation, die diesen Zweck 

verfolgte, gegeben hatte. Die angezeigten Vorgänge hatten sich in Geburtskliniken und 

Krankenhäusern in ganz Spanien zugetragen. Folglich unterschied sich auch das jeweilige 

Pflegepersonal voneinander, und die Mütter stammten aus sehr unterschiedlichen sozialen 

Schichten und hatten unterschiedliche familiären Hintergründe: Es waren sowohl verheiratete 

als auch alleinstehende Mütter sowie Mütter, die ihr erstes Kind zur Welt brachten, und 

Mütter, die schon mehrere Kinder hatten, betroffen. Da es keine Hinweise darauf gab, dass es 

sich bei den angezeigten Entführungen um systematische Entführungen handelte, war die 

Staatsanwaltschaft der Auffassung, dass eine eigene Untersuchung jedes angezeigten Falls die 

beste Vorgehensweise im Zusammenhang mit der Klage darstellen würde; als Kriterium für 

die Zuständigkeit ging man dabei vom jeweiligen Ort aus, an dem eine Mutter ihr Kind zur 

Welt gebracht hatte, und in der Folge wurden allen Staatsanwaltschaften in Spanien die 

jeweiligen Klagen vorgelegt, die Geburten in deren Gebiet zum Gegenstand hatten. Dadurch 

wurde es ermöglicht, dass jede Staatsanwaltschaft jeden einzelnen Fall genau untersuchte und 

Patientenakten von Krankenhäusern, Eintragungen in das Geburtenregister und 

Todesurkunden sowie Unterlagen in Archiven von Provinzen und von Friedhöfen sammelte 

und, wenn die sterblichen Überreste dazu geeignet waren, die erforderlichen Schritte 

unternahm und dem INTCF Proben übermittelte, das vergleichende DNA-Tests und 

-Analysen durchführte, um die Abstammung festzustellen. Nach den ersten Klagen wurden 

weitere Klagen bei den regionalen Staatsanwaltschaften erhoben, und es wurde ein Mitglied 

des Technischen Sekretariats der Staatsanwaltschaft ernannt, das die Vorgehensweise der 

verschiedenen Staatsanwaltschaften zentral koordinieren sollte. 

Im Hinblick auf diese Koordinierung und auf die Klärung jedes einzelnen der im Jahr 2012 

angezeigten Sachverhalte verfasste die Staatsanwaltschaft ein Rundschreiben 
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(Circular 2/2012) über die Vereinheitlichung der Grundsätze bei den Verfahren in Bezug auf 

die Entführung von Neugeborenen. In dem Rundschreiben wurden Grundsätze für alle 

Staatsanwälte darüber festgelegt, wie die Untersuchungen der Klagen sowohl in Bezug auf 

die Ermittlungsverfahren der Staatsanwälte als auch in Bezug auf die Gerichtsverfahren zu 

gestalten sind. Als wichtigster Grundsatz wird in dem Rundschreiben die Verpflichtung zur 

Untersuchung der angezeigten Sachverhalte festgelegt, und zwar unabhängig von einer 

möglichen späteren Anwendung der Verjährungsvorschriften in Bezug auf den mutmaßlichen 

Tatbestand. Das heißt, dass unabhängig von der rechtlichen Durchführbarkeit der Klage 

jeweils versucht werden muss, das Geschehene aufzuklären. Damit die Sachverhalte 

untersucht und vor Gericht gestellt werden können, gilt laut der Staatsanwaltschaft in Bezug 

auf die Verjährung der folgende Grundsatz: Der Tatbestand der Entführung ist ein 

Dauerdelikt (d. h., dass das Begehen des Delikts anhält, solange der rechtswidrige Zustand 

aufrechterhalten wird), und die Verjährungsfrist beginnt erst zu dem Zeitpunkt, an dem die 

betreffende Person erfährt, dass es Opfer dieser Straftat geworden ist, zumal der rechtswidrige 

Zustand nach wie vor besteht. 

Die Gerichte, die sich mit dem Thema der Verjährung der Straftaten befasst haben, konnten 

die Frage jedoch nicht einstimmig klären: Während einige Gerichte den Ansatz der 

Staatsanwaltschaft verfolgen, vertreten andere die Auffassung, dass bei minderjährigen 

Opfern die Berechnung der Fristen mit dem Tag, an dem das Opfer volljährig wird, bzw. im 

Fall des Todes des Opfers vor Erlangung der Volljährigkeit mit dem Sterbedatum beginnt. 

Die Maßnahmen der Staatsanwaltschaft umfassten drei Bereiche: 

 Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft, 

 Setzen der erforderlichen Schritte für die Durchführung von Gerichtsverfahren, 

 Einsetzung eines Ausschusses für die Überwachung und Kontrolle der 

Kooperationsvereinbarung des Justizministeriums, des Innenministeriums, des 

Gesundheitsministeriums und der Staatsanwaltschaft betreffend das Vorgehen der 

Informationsstelle für Betroffene einer möglichen Entführung von Neugeborenen 

(unterzeichnet am 26. Februar 2013), der zuletzt am 24. März 2017 zusammentrat. 

Seit der ersten gemeinsamen Klage von ANADIR im Januar 2011 ist die Anzahl der 

Anzeigen zurückgegangen. 2011 wurden 1 346 Anzeigen erstattet, die zahlreiche 

Ermittlungsverfahren des Staatsanwalts zur Folge hatten. In den folgenden Jahren ging die 

Anzahl zurück auf 463 im Jahr 2012, 165 im Jahr 2013, 79 im Jahr 2014, 26 im Jahr 2015, 13 

im Jahr 2016 und 3 im Jahr 2017. Von den insgesamt 2 095 zwischen 2011 und 2017 

eingeleiteten Ermittlungsverfahren erhob der Staatsanwalt in 25 % der Fälle (d. h. bei 522 

Anzeigen) Klage bei den Justizbehörden, die die Einleitung der entsprechenden 

Gerichtsverfahren zur Folge hatten, während die übrigen Fälle – mit Ausnahme von drei 

Fällen, die noch untersucht werden – bei der Staatsanwaltschaft eingestellt worden sind. 

Sechs der Petitionen, die in diesem Bericht behandelt werden (Nr. 1201/2012, 1209/2012, 

1368/2012, 1369/2012, 1772/2012) wurden der Staatsanwaltschaft als Klage vorgelegt, und 

infolgedessen wurden Ermittlungsverfahren eingeleitet. Letztendlich wurden diese Fälle 

jedoch eingestellt, leider ohne dass die Sachverhalte zur Gänze hätten geklärt werden können; 

auch ist nicht bekannt, ob die Petenten eine weitere Klage beim Gericht erheben werden. 

Die Petition Nr. 1013/2012 wurde ebenfalls der Staatsanwaltschaft vorgelegt, woraufhin diese 
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beim erstinstanzlichen Gericht in Granada Klage erhoben hat. Letztendlich wurde der Fall im 

Anschluss an die Stellungnahme des INTCF zu einer vergleichenden DNA-Analyse der 

sterblichen Überreste, die ergeben hatte, dass die Wahrscheinlichkeit einer biologischen 

Vaterschaft des Petenten bei 99,9 % liegt, abgeschlossen. 

Drei der Petitionen (1323/2012, 1631/2012 und 758/2013) wurden nicht der 

Staatsanwaltschaft vorgelegt. Jedoch ist der Staatsanwaltschaft bekannt, dass bezüglich der 

ersten beiden der genannten Petitionen beim erstinstanzlichen Gericht in Granada Klage 

erhoben wurde. Der konkrete Sachverhalt der Petition Nr. 758/2013 ist der Staatsanwaltschaft 

nicht bekannt, und der Fall ist nicht Gegenstand rechtlicher Maßnahmen. Die Untersuchungen 

wurden von der britischen Polizei angestellt. 

Trotz der Bemühungen der Staatsanwaltschaft konnte durch die Untersuchungen nicht mit der 

im Rahmen des Strafrechts erforderlichen Sicherheit und Genauigkeit nachgewiesen werden, 

dass die angezeigten Sachverhalte der Wahrheit entsprechen bzw. dass die beteiligten 

Personen, von denen einige bereits verstorben sind, schuldig sind. Die Staatsanwaltschaft 

führte ihre Arbeit mit der Verpflichtung durch, in allen Fällen eine Antwort zu geben, auch 

wenn diese Antworten nicht immer zufriedenstellend sind. Ein Beispiel hierfür ist ein Fall, 

den die Staatsanwaltschaft Madrid dem Gericht Nr. 46 in Madrid vorlegte und in dem ein 

Gynäkologe der Straftat der Entführung sowie der Vortäuschung von Geburten und der 

Fälschung amtlicher Dokumente beschuldigt wurde. 

Die Staatsanwaltschaft ist sich der Frustration bei den Klägern bewusst, die ihren Verdacht, 

auf den sich ihre Klage stützt, ohne eine abschließende Antwort nicht zweifellos ausräumen 

können. Jedoch schließt die Staatsanwaltschaft aus, dass systematisch oder gestützt durch eine 

Organisation ein Handel mit Neugeborenen betrieben wurde. 

Während der Fragerunde ergreifen die folgenden MdEP das Wort: 

 Jude Kirton Darling spricht die Ernennung eines Staatsanwalts, der speziell für diese 

Fälle zuständig ist, an. Sie stellt die Frage, ob die Staatsanwälte von dem Fall der Petentin 

Ruth Appleby (0758/13) Kenntnis haben, und merkt an, dass dieser Fall Interpol vorliege, die 

von den spanischen Behörden Informationen angefordert habe. Der Staatsanwalt antwortet, 

dass vereinbart worden sei, dass die Fälle an die jeweiligen Staatsanwaltschaften verwiesen 

und von diesen untersucht werden und dass ein Staatsanwalt, der als Koordinator fungiert, 

alle Untersuchungen überwacht. Die als Koordinatorin ernannte Staatsanwältin sei María 

Luzón. In dem Rundschreiben Nr. 2/2012 seien die Staatsanwälte angewiesen worden, 

einheitlich vorzugehen, alle Möglichkeiten der Untersuchung auszuschöpfen und den 

Tatbestand der Fälle als Entführung und somit den schwersten Tatbestand anzusehen, der 

zudem nicht der Verjährbarkeit unterliegt. In jeder Staatsanwaltschaft gebe es zwei Personen, 

die auf diesen Bereich spezialisiert sind. María Luzón antwortet, dass sie keine Informationen 

zum Fall Appleby hätten. Der Fall sei nicht zu den spanischen Behörden gelangt, da in dem 

Fall Ermittlungen der britischen mit Unterstützung der spanischen Polizei durchgeführt 

worden sei. 
 

 Michela Giuffrida fragt, wie die Strafverfolgung ausgeübt werde, wie es möglich sei, 

dass 70 % der wichtigsten Verdachtsfälle eine einzige Klinik in Madrid betreffen, und ob das 

Motiv für diese Straftaten wirtschaftlicher oder ideologischer Natur gewesen sei. Die 

Staatsanwaltschaft antwortet, dass sie von Amts wegen handle und Untersuchungen einleite, 
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wenn sie Kenntnis von Straftaten erlangt. Der Staatsanwalt verweist darauf, dass die 

Straftaten zwar innerhalb eines bestimmten Zeitraums des 20. Jahrhunderts – unmittelbar im 

Anschluss an den Bürgerkrieg, während der Franco-Diktatur und unter demokratischen 

Regierungen – begangen worden seien, es jedoch schwierig sei, zu beurteilen, ob dabei 

ideologische Motive eine Rolle spielten, da der Zeitraum sowohl die Zeit der Diktatur als 

auch die Zeit der Demokratie sowie alle sozialen Schichten betroffen habe. Man könne daher 

ohne weitere Beweise nicht feststellen, ob es sich um Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 

um Kriegsverbrechen oder um den äußerst schweren Straftatbestand der Entführung mit 

einem wirtschaftlichen Motiv handelte. In Bezug auf die Klinik San Ramón in Madrid 

bestätigt er, dass es hier zahlreiche Anzeigen gebe. 
 

 Eleonora Evi fragt, wann Spanien die Empfehlungen der Arbeitsgruppe der Vereinten 

Nationen zur Frage des Verschwindenlassens umsetzen wird und ob das Land beabsichtigt, 

die Straftaten der Kindesentführungen im Strafgesetzbuch als Kriegsverbrechen oder 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit einzuordnen. María Luzón antwortet, dass diese 

Straftaten als die schwersten Straftaten – nämlich als Freiheitsentziehung – und somit als 

unverjährbar eingeordnet werden; dem werde durch die Handlungseinheit der 

Staatsanwaltschaft Rechnung getragen. Die Vereinheitlichung der Grundsätze werde in dem 

Rundschreiben 2/2012 widergespiegelt. Der Generalstaatsanwalt antwortet, dass die 

Ratifizierung internationaler Übereinkommen nicht in die Zuständigkeit der 

Staatsanwaltschaft, sondern der Regierung falle. 

 

 Julia Pitera fragt, wie viele Maßnahmen der Staatsanwalt in dieser Angelegenheit 

ergriffen hat – und wie viele davon auf seine eigene Initiative hin – und wie viele davon zu 

einem Ergebnis geführt haben. María Luzón antwortet, dass seit 2011 2095 Anzeigen erstattet 

worden seien, von denen 25 % dem Gericht vorgelegt worden seien; in vielen Fällen hätten 

die Ermittlungen jedoch aufgrund mangelnder Beweise zu keinem Ergebnis geführt. 

 

 Tatjana Zdanoka merkt an, dass beim EP im Jahr 2007 die ersten Petitionen zu 

„geraubten Babys“ eingegangen seien und dass dieser Informationsbesuch aufgrund dieser 

Petitionen durchgeführt werde; sie ist der Auffassung, dass die Maßnahmen der 

Staatsanwaltschaft spät ergriffen worden seien, und ersucht um zeitliche Angaben zu den 

Klagen der Staatsanwaltschaft. Die Antwort lautet, dass die ANADIR im Jahr 2011 die erste 

Klage (in der Klagen von 261 Personen gesammelt sind) bei der Staatsanwaltschaft eingelegt 

habe. 

Treffen mit der Stellvertreterin der Bürgerbeauftragten (22. Mai 2017) 

Concepció Ferrer, Stellvertreterin der Bürgerbeauftragten 

Marta Kindelan Bustelo, Leiterin des Büros der zweiten Stellvertreterin der 

Bürgerbeauftragten 

Andrés Jiménez, Leiter des Bereichs Sicherheit und Recht 

Concepció Ferrer, Stellvertreterin der Bürgerbeauftragten, nimmt die Delegation in Empfang 
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und erläutert kurz, worin ihrer Ansicht nach die Gründe für diese Straftaten lagen. Ihr zufolge 

gab es nach dem Bürgerkrieg zwei Gründe, und zwar die politische Säuberung, die auf die 

Säuberung der Gesellschaft abzielte, und die moralische Säuberung, die die Gestaltung des 

Familienleben gemäß dem damals herrschenden Nationalkatholizismus, der nicht mit 

alleinstehenden Müttern vereinbar war, zum Ziel hatte. Jedoch könnten auch rein 

wirtschaftliche Motive nicht ausgeschlossen werden. 

Marta Kindelan Bustelo und Andrés Jiménez erläutern die Tätigkeiten der Bürgerbeauftragten 

im Zusammenhang mit dem Problem der „geraubten Kinder“. 

Gemäß Artikel 54 der spanischen Verfassung ist der Bürgerbeauftragte der vom Parlament 

ernannte Hohe Beauftragte zum Schutz der (in Titel I der Verfassung enthaltenen) 

Grundrechte. Er überwacht die Tätigkeiten der öffentlichen Verwaltung. Er handelt von Amts 

wegen oder bei Eingang von Beschwerden der Bürger. Der Bürgerbeauftragten war das 

Problem der „geraubten Babys“ bekannt, seit sie ab Ende 2010 Beschwerden hierzu erhielt. 

Zwischen Ende 2010 und 2013 erhielt sie mehr als 300 Beschwerden von Betroffenen. In den 

Beschwerden wurde um Unterstützung im Hinblick auf die Einleitung von Untersuchungen 

gebeten und auf mutmaßliche Entziehungen von Neugeborenen oder Säuglingen ohne die 

Zustimmung der leiblichen Eltern und die Übergabe der Säuglinge an Dritte, die sie als ihre 

eigenen Kinder eintragen ließen, Bezug genommen. Den leiblichen Eltern wurde mitgeteilt, 

dass ihr Kind verstorben war, ohne eine angemessene Erklärung zu geben und ohne die Eltern 

das angeblich verstorbene Baby sehen zu lassen. Der Bürgerbeauftragte darf in einer 

Angelegenheit, mit dem die Richter und Gerichte befasst worden sind, nicht Stellung 

beziehen, da gemäß der Verfassung (Artikel 117) ausschließlich ihnen „die Ausübung der 

rechtsprechenden Gewalt durch Entscheidung und Vollstreckung“ obliegt. Somit bleibt es 

dem Bürgerbeauftragten durch die ihn betreffenden Rechtsvorschriften verwehrt, eine 

Prüfung von Angelegenheiten, in denen eine gerichtliche Entscheidung aussteht, einzuleiten. 

Jedoch kann der Bürgerbeauftragte Untersuchungen zu den allgemeinen Problemen anstellen, 

die in den Beschwerden angesprochen werden (Artikel 17 Absatz 1 der Ley 

Orgánica 3/1981), sowie zu Fragen im Zusammenhang mit Verzögerungen bei 

Gerichtsverfahren. Demnach kann der Bürgerbeauftragte zwar dafür Sorge tragen, dass 

Gerichtsverfahren ohne unnötige Verzögerungen abgeschlossen werden, und er kann sich mit 

allgemeinen Problemen befassen; zu anderen konkreten Aspekten eines bestimmten 

Gerichtsverfahrens oder einer Entscheidung eines Richters oder eines Gerichts darf er sich 

jedoch nicht äußern. 

Die Bürgerbeauftragte erachtete die Beschwerden als zulässig und handelte auf zweierlei Art: 

Einerseits versuchte sie, die Tätigkeit der öffentlichen Behörden in diesem Bereich zu fördern 

(Justizministerium und Generalstaatsanwaltschaft). Andererseits überprüfte sie, ob in 

einzelnen Fällen korrekt vorgegangen worden war (Generalstaatsanwaltschaft und 

Generaldirektion der Polizei). Es sei daran erinnert, dass die spanische Öffentlichkeit zu 

diesem Zeitpunkt (Ende 2010) gerade erst Kenntnis von dem Problem erlangt hatte. Die 

Justizbehörden und die Staatsanwaltschaft mussten davon überzeugt werden, dass neben der 

Behandlung der individuellen Fälle auch allgemeine Maßnahmen erforderlich waren, da die 

angezeigten Sachverhalte dermaßen schwerwiegend waren, mutmaßlich Grundrechte verletzt 

worden waren und die Anzahl der möglicherweise Betroffenen sehr hoch war. Die 

Bürgerbeauftragte teilte dem Staatssekretariat für Justiz mit, dass sie größtes Interesse an der 

Untersuchung der Sachverhalte habe und der Auffassung sei, dass eine umfassende Reaktion 

auf das Problem mittels einer Reihe von Maßnahmen seitens des Justizministeriums sowie 
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weiteren Ressorts und Behörden erforderlich wäre, und zwar unabhängig von den konkreten 

rechtlichen Maßnahmen, die einzuleiten sein würden. Zudem betrachtete es die 

Bürgerbeauftragte als angezeigt, bei der Staatsanwaltschaft einen Bericht über die 

Bearbeitung der Anzeigen der Betroffenen, die Anzahl der eingeleiteten Verfahren sowie den 

Stand derselben anzufordern. Zudem befasste sie sich mit Hunderten von Beispielen der 

Vorgehensweise der Polizei, um zu überprüfen, ob Untersuchungen durchgeführt wurden. 

Ziel der Maßnahmen der Bürgerbeauftragten in Bezug auf das Justizministerium, die 

Staatsanwaltschaft und die Generaldirektion der Polizei war es, sicherzustellen, dass die 

Betroffenen bei den Nachforschungen und Untersuchungen zu den mutmaßlichen Fällen von 

„geraubten Babys“ nicht auf zusätzliche Schwierigkeiten stoßen. 

2012 richtete das Justizministerium die Informationsstelle für Betroffene einer möglichen 

Entführung von Neugeborenen ein – über die potenzielle Opfer Zugang zu Unterlagen und 

Informationen im Besitz der Justizbehörden in Bezug auf ihre biologische Abstammung 

sowie zu Daten aus Registern und Akten von Gesundheitseinrichtungen erhalten – und 

verabschiedete am 1. Oktober die Verordnung JUS 2146/2012, gemäß derer Akten mit 

personenbezogenen Daten im Zusammenhang mit mutmaßlichen Entführungen von 

Neugeborenen angelegt und die amtlichen Muster für die Ersuchen um Bereitstellung von 

Informationen genehmigt wurden. Es wurden zwei Akten angelegt: Eine Akte enthält die 

Ersuchen seitens Betroffener von Entführungen von Neugeborenen um Bereitstellung von 

Verwaltungsinformationen. Die zweite Akte enthält DNA-Profile. Seither ist das INTCF für 

Einzelpersonen zugänglich, ohne dass dafür eine gerichtliche Verfügung erforderlich wäre, 

erfasst die auf der Grundlage der von den Betroffenen beigebrachten genetischen 

Informationen erhaltenen Profile zentral und nimmt diese in eine einzige Datenbank auf. 

Zudem wurde für die Gerichtsmediziner ein Leitfaden über die Vorgehensweise bei 

Exhumierungen von Neugeborenen erstellt, damit diese mit der größtmöglichen fachlichen 

Genauigkeit durchgeführt werden. Die Staatsanwaltschaft veröffentlichte am 

26. Dezember 2012 das Rundschreiben 2/2012 zur Vereinheitlichung der Grundsätze bei den 

Verfahren in Bezug auf die Entführung von Neugeborenen. 

Seit diesem Zeitpunkt ging die Anzahl an Beschwerden, die bei der Bürgerbeauftragten 

eingingen, stark zurück; seit 2014 gab es gar keine Beschwerden mehr. Die Bürgerbeauftragte 

informierte alle Bürger, die sich an die Einrichtung wandten, über ihre Rechte sowie über die 

von den Justizbehörden übermittelten Informationen, sowohl jene allgemeinen Charakters als 

auch jene über den jeweiligen Fall. 

Der Standpunkt der Bürgerbeauftragten zu diesem ernstzunehmenden Thema lässt sich wie 

folgt zusammenfassen: 

1) Personen, die ihres familiären Umfelds entzogen wurden, haben das unbestreitbare Recht, 

ihre biologische Abstammung zu kennen. Diese Personen und ihre direkten Angehörigen 

haben zudem das Recht auf ein Familienleben. 

2) Die Tatsache, dass die Erwartungen dieser Personen an das Strafrecht bisher aufgrund 

mangelnder Beweise, Schwierigkeiten, an diese zu gelangen, oder anderer Umstände 

enttäuscht worden sind, bedeutet keinesfalls, dass es keine Möglichkeit gibt, die Wahrheit ans 

Licht zu bringen oder Rechtsbehelfe einzulegen. 

3) Die Staatsanwälte und Richter sind verpflichtet, den Betroffenen und deren Angehörigen 

auf deren Verlangen Kopien der Entscheidung aus dem Archiv und der Patientenakten 
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auszuhändigen. 

4) Sollten neue Beweise gefunden werden, so können die Fälle von Amts wegen oder auf 

Verlangen der Partei, auch strafrechtlich, wiederaufgenommen werden. 

5) Auch in Fällen, in denen aufgrund von Verjährung keine Strafverfolgung mehr möglich ist, 

verbleiben drei Möglichkeiten, zivilrechtliche Ansprüche geltend zu machen: 

a) Feststellung der Abstammung (Artikel 131ff. des Zivilgesetzbuchs), 

b) Anfechtung der scheinbaren Abstammung (Artikel 136ff.), 

c) zivilrechtliche Haftung für immateriellen Schaden (Artikel 1 902). 

6) Es müssen sämtliche Maßnahmen, die im Hinblick auf den bestmöglichen Schutz der 

Rechte der Opfer erforderlich sind, ergriffen werden. 

Kürzlich hat die Bürgerbeauftragte auf eigene Initiative Verfahren bei den Autonomen 

Gemeinschaften eingeleitet, die die Möglichkeit der Einsetzung von Ausschüssen zur 

Überwachung der Dokumente und zum Auffinden der Register der öffentlichen und privaten 

Krankenhäuser und Geburtskliniken sowie der Register über Adoptionen der früheren 

Provinzialämter für den Schutz von Minderjährigen und die Register des Amts für den Schutz 

der Frau zum Gegenstand haben. Dies kann für das Auffinden von Personen, die mutmaßlich 

als Kinder anderer eingetragen oder ohne das Einverständnis der leiblichen Eltern zur 

Adoption freigegeben wurden, entscheidend sein. 

Während der Fragerunde ergreifen die folgenden MdEP das Wort: 

• Jude Kirton Darling spricht den Zugang zu Informationen in den Archiven an, und zwar 

sowohl in den öffentlichen als auch in den privaten Archiven. Sie erhält die Antwort, dass die 

Bürgerbeauftragte Zugang zu allen öffentlichen Archiven hat; private Archive lägen jedoch 

nicht in ihrer Zuständigkeit. 

• Julia Pitera und Tatjana Zdanoka stellen die Frage, warum die Fälle 2011 ans Licht 

gekommen seien. Dies sei den Nachforschungen seitens der Presse sowie der 

Veröffentlichung einer Reihe von Artikeln geschuldet, die die Zivilgesellschaft mobilisiert 

hätten; die öffentliche Aufarbeitung des Problems in der Gesellschaft sei aufgrund der Arbeit 

der Presse entstanden. 

• Eleonora Evi fragt, von wem der Bürgerbeauftragte benannt werde, welche Fristen für die 

Beantwortung der Beschwerden der Bürger gelten und ob ein Nationalplan für 

Menschenrechte oder für die Rechte der Opfer der Kindesentführungen bestehe. Die 

Stellvertreterin der Bürgerbeauftragten erklärt, dass der Bürgerbeauftragte von einer 

Dreifünftelmehrheit des Abgeordnetenhauses gewählt und daher eine unabhängige Stelle sei. 

Ein Nationalplan, der in die Zuständigkeit der Regierung falle, werde derzeit ausgearbeitet. Es 

gebe zwar keine offiziellen Fristen für die Bürgerbeauftragte, diese halte jedoch eine selbst 

auferlegte Frist von 30 Tagen ein. 

• Josep-Maria Terricabras stellt die Frage, ob die Bürgerbeauftragte in den Fällen der 

Klinik San Ramón in Madrid auf eigene Initiative gehandelt habe. Diese antwortet, dass sie 
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dazu nur sagen kann, dass 300 Beschwerden eingegangen waren. 

• Marina Albiol fragt, wie diese Fälle bewertet werden, ob man das Bestehen eines 

kriminellen Netzwerks mit einem systematischen Plan für möglich halte oder ob man von 

Einzelfällen ausgehe. Sie weist auch auf die Zugänglichkeit der Archive hin und stellt die 

Frage, welche Empfehlungen die Bürgerbeauftragte gegeben hat. Die Stellvertreterin der 

Bürgerbeauftragten hebt hervor, dass eine Informationsstelle geschaffen worden sei, die den 

Zugang zu den Akten ermögliche, und dass es sich an bestimmten Orten um systematisch 

begangene Straftaten und nicht um Einzelfälle gehandelt haben könnte. (Sie verweist auf die 

Jahresberichte 2011, 2012 und 2013 der Bürgerbeauftragten.) 

• Rosa Estarás merkt an, dass man nach den Erläuterungen der Bürgerbeauftragten den 

Schluss ziehen könne, dass diese Straftaten nicht auf ideologischen Motiven beruhten und 

kein Netzwerk zur Grundlage hatten. 

Treffen mit Medizinern, Fachleuten und Journalisten (23. Mai 2017) 

 Dr. José Antonio Lorente, Professor an der Universität Granada, und Dr. Tomás Cobo, 

spanische Ärztekammer. Vorstellung der Programme „DNA ProKids“ und „DNA 

ProOrgan“. 

Dr. Lorente stellt das internationale Programm DNA ProKids vor, bei dem von Technologien 

zur genetischen Identifikation von Menschen (DNA-Analyse) Gebrauch gemacht wird, um 

vermisste Kinder identifizieren zu können. Hierzu werden DNA-Analysen vorgenommen, um 

unabhängige Datenbanken zu den folgenden Personengruppen zu erstellen: 

 Vermisste Kinder, die unter der Obhut von Waisenhäusern, NRO oder anderen 

Einrichtungen für Personen, denen ihre leibliche Abstammung nicht bekannt ist, 

gestanden hatten. 

 Angehörige von Vermissten, Eltern oder Großeltern, die ein Kind, für das sie 

sorgeberechtigt sind, als vermisst melden. 

Zudem werden bei Adoptionen DNA-Analysen durchgeführt, um sicherzustellen, dass die 

Frau, die ihr Kind zur Adoption freigibt, die leibliche Mutter des Kindes ist. Es kamen Fälle 

ans Licht, in denen Kinder entführt und mit der Erklärung, sie kämen aus einer armen 

Familie, zur Adoption freigegeben wurden; die angeblichen Mütter erhielten Geld, um die 

übrigen Familienangehörigen zu unterstützen. Die Identifizierung der Kinder könnte dem 

Handel mit Kindern und anderen Straftaten im Zusammenhang mit Kindern und illegalen 

Adoptionen ein Ende setzen. Dank der DNA-Analysen können vermisste Kinder ihre Familie 

finden. Ein Beispiel hierfür sind 500 Kinder in Guatemala, die ihre Angehörigen 

wiedergefunden haben. Dieses von der Universität Granada in Zusammenarbeit mit der 

Universität Texas geschaffene Programm wird mit öffentlichen Geldern der spanischen 

Regierung und verschiedener privater Stiftungen unterstützt; die Dienstleistungen des 

Programms sind kostenlos, da es sich um ein humanitäres Programm handelt. 

Dr. Cobo stellt das Programm DNA ProOrgan vor. Dieses ähnelt dem Programm DNA 

ProKids, und es werden damit verschiedene Datenbanken geschaffen, mit denen die 

Rückverfolgbarkeit von Organen auf der Grundlage der genetischen Überprüfung der Spender 
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sichergestellt werden soll. Die vier Datenbanken enthalten die Daten der Organspender, der 

Organempfänger, der transplantierten Organe bzw. der gehandelten oder gestohlenen Organe. 

Ziel dieses Programms ist es, dem Organhandel ein Ende zu setzen und zu verhindern, dass 

kriminelle Organhändler ungestraft bleiben, weil die Herkunft eines Organs nicht 

nachgewiesen werden kann. 

 Enrique Vila Torres, Anwalt und Leiter der Anwaltskanzlei Bufetevila Abogados & 

Asociados 

Enrique Vila Torres legt dar, dass sich die Opfer in einer ausgesprochen beunruhigenden Lage 

befinden, und fasst kurz den Stand der Dinge zusammen, beginnend mit einer gemeinsamen 

Klage von Opfern bei der Staatsanwaltschaft im Jahr 2011. Die Staatsanwaltschaft akzeptiere 

die Anzeigen und erhebe die öffentliche Klage, jedoch seien die diesbezüglichen 

Untersuchungen sehr oberflächlich, und die Fälle würden von den Richtern ad acta gelegt. 

Der erste Fall strafrechtlicher Verfolgung betreffe Dr. Eduardo Vela, der im Januar 2018 vor 

Gericht gestellt werde. Enrique Vila Torres ist der Auffassung, dass untersucht werden muss, 

auf welcher Grundlage derart viele Fälle archiviert werden. Er erläutert auch, dass in Bezug 

auf die Verjährung der Straftaten seitens der Justiz keine gemeinsame und einheitliche 

Auffassung vertreten werde, was den Opfern gegenüber nicht fair sei. Die Betroffenen 

müssten selbst die Kosten für die Untersuchungen in ihrem Fall tragen, wozu nicht alle 

Familien in der Lage seien. Wenn Fälle vorläufig archiviert werden, bis neue Beweismittel 

vorliegen, bleiben diese Fälle offen und werden in der Praxis nicht abgeschlossen. Enrique 

Vila Torres ist der Auffassung, dass die wenigen Untersuchungen, die durchgeführt wurden, 

mangelhaft durchgeführt worden seien. 

Er fordert, dass die Verfahren kostenlos bereitgestellt werden, dass die Justiz einheitliche 

Grundsätze in Bezug auf die Verjährung anwendet, dass Druck auf den Vatikan ausgeübt 

wird, die Opfer zu unterstützen, dass der Informationsstelle des Justizministeriums 

Zwangsbefugnisse beim Anfordern von Dokumenten von den verschiedenen Seiten 

übertragen werden, dass die DNA-Analysen den Betroffenen kostenlos bereitgestellt werden, 

dass der Kontext des Bürgerkriegs und der nachfolgenden Diktatur Francos im 

Zusammenhang mit der Umsetzung dieser Maßnahme anerkannt wird und dass die 

Ordensgemeinschaften, die in ihren Krankenhäusern Mütter behandelten, ihre Archive öffnen. 

Die katholische Kirche sei, ähnlich wie die Magdalenerinnen in Irland, sehr wohl an der 

„Babymafia“ beteiligt gewesen. Bei dem Handel sei es um Tausende Peseten gegangen, aber 

die Kirche wolle nicht, dass dies ans Licht kommt. Man habe zahlreiche Schreiben an den 

Vatikan gesendet, aber nie eine Antwort erhalten. 

In Bezug auf die Verjährung merkt Enrique Vila Torres an, dass der Staatsanwaltschaft selbst 

dann kein Gerichtsverfahren einleite, wenn ein Vater selbst den Nachweis erbringt, dass er 

den Säugling gekauft hat. In Spanien stelle es einen rechtlichen Stolperstein dar, einen Fall 

ganz einfach nicht abzuschließen (Ablegen eines Falls): Wird ein Fall offen gelassen, könne 

niemand eines Fehlverhaltens beschuldigt werden. 

 Ana María Pascual, Journalistin, Zeitschrift „Interviú“ 

Ana Maria Pascual ist investigative Journalistin bei der Zeitschrift „Interviú“ und hat über 

sechs Jahre hinweg Fälle von geraubten Kindern untersucht. Sie kennt zahlreiche Opfer: 
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Mütter und Väter, deren Kinder nach der Geburt für tot erklärt wurden; Personen, die ihre 

angeblich verstorbenen Geschwister suchen; und Personen, deren Adoption gemäß der damals 

jeweils geltenden Rechtsvorschriften nicht rechtmäßig war. Das einzige Ziel der Betroffenen 

bestehe darin, ihre Angehörigen zu finden. Die öffentlichen Stellen jedoch – von der 

spanischen Regierung und den Regierungen vieler Autonomer Gemeinschaften bis hin zum 

Justizsystem und der katholischen Kirche – machten es ihnen nicht leicht. Im Gegenteil: Die 

Fälle würden aufgrund des Desinteresses der Justiz und der offenkundigen Hürden seitens der 

öffentlichen Verwaltung nicht gelöst. 

Sie fasst zusammen, was der Raub von Säuglingen in Spanien alles umfasste. Die Ursache sei 

zum Teil ideologisch. Nachdem Franco siegreich aus dem Bürgerkrieg hervorgegangen war, 

verabschiedete das Franco-Regime Gesetze, die die Auslöschung der Identität von Kindern 

republikanischer Familien begünstigten. 1940 wurden wohltätige Einrichtungen, die von 

Ordensgemeinschaften geführt wurden, zum gesetzlichen Vormund der Kinder von 

Gefangenen, Hingerichteten und Exilierten ernannt. Im darauffolgenden Jahr wurde 

ermöglicht, dass jedes Kind, dessen Eltern nicht aufgefunden werden konnten, da sie in Haft 

oder in einem der Massengräber begraben worden waren, erneut und mit einer anderen 

Identität in die standesamtlichen Register eingetragen werden und an Familien, die der 

Diktatur nahestanden, übergeben werden. Tausende von Kindern, deren Eltern dem 

politischen Lager angehörten, das den Krieg verloren hatte, wurden gewaltsam von ihren 

Familien getrennt. Unter dem Vorwand, so die Witwen unterstützen zu wollen, wurden deren 

Kinder in wohltätigen Einrichtungen untergebracht, wo sie im Sinne des neuen faschistischen 

Staates indoktriniert wurden. Viele der Kinder, die unter der Obhut von 

Ordensgemeinschaften und Priestern standen, wurden entführt, und man änderte ihre Identität. 

Ihre Mütter fanden sie nie mehr wieder. 

Um illegale Abtreibungen zu verhindern, unterstützte das Franco-Regime die „geheime 

Geburt“. Dadurch wurde es extrem armen und unverheirateten Frauen – Letzteres war 

während der Diktatur das wichtigste ideologische Hindernis, Mutter zu werden –, die sich 

nicht um ihr Kind würden kümmern können, ermöglicht, ihr Kind in einer Geburtsklinik zur 

Welt zu bringen, ohne dass ihr Name in der Geburtsurkunde ihres Kindes erschien. Diese 

Kinder wurden direkt an Findel- oder Waisenhäuser übergeben, von wo aus sie zur Adoption 

freigegeben wurden. Aber jedes Gesetz hat sein Hintertürchen: Die geheime Geburt bot die 

ideale Tarnung für den Raub von Säuglingen lediger Mütter. Heute gibt es Zeugenaussagen 

von Müttern, denen ihr neugeborenes Kind allein aufgrund der Tatsache, dass sie nicht 

verheiratet waren, förmlich entrissen wurde. Die Leiter der Geburtsklinik entschieden also, 

welche Frauen das Recht hatten, Mutter zu sein, und welche nicht. Die geheime Geburt wurde 

in Spanien bis 1999 durchgeführt. 

Mit diesem historischen Kontext lässt sich erklären, was ab den 1950er Jahren, als die Geburt 

in Krankenhäusern üblich wurde, in den spanischen Geburtskliniken vor sich ging. Es gibt 

aber auch ein anderes Profil von Personen, die die Entführung von Neugeborenen anzeigen, 

nämlich Ehepaare. Als zum ideologischen Denken das Geschäftsdenken hinzukam, als Ärzte, 

Nonnen, Beamte und Priester feststellten, dass es keine Konsequenzen gab, wenn sie den Tod 

eines in einer Geburtsklinik geborenen Säuglings vortäuschten, weil sie vom Regime 

geschützt wurden, begann der Raub von Säuglingen, wenn auch versteckt, formalisiert zu 

werden. Die offiziell verstorbenen Kinder wurden gegen eine hohe Geldsumme unfruchtbaren 

Ehepaaren, die einen Kinderwunsch hegten, übergeben. In manchen Fällen betrug diese 

Summe ähnlich viel wie der Preis einer Wohnung; in anderen Fällen bezahlten die Familien in 
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Raten für das Kind, das sie beim Standesamt als ihr leibliches Kind eintragen ließen. 

Für die Kläger sind die Registerbücher der Geburtskliniken die Hauptinformationsquelle für 

ihre Nachforschungen. Gemäß den spanischen Rechtsvorschriften dürfen diese Bücher der 

Gesundheitseinrichtungen nicht vernichtet werden – ganz im Gegensatz zu den 

Patientenakten, die nach fünf Jahren weggeworfen werden können. Trotzdem behaupten 

einige der wegen der Entführung von Säuglingen angezeigten öffentlichen und privaten 

Einrichtungen, sie wüssten nicht, wo ihre Registerbücher sind. Kein Richter hat bei der 

Polizei die Registrierung dieser Krankenhäuser angeordnet. In den Registerbüchern sind alle 

grundlegenden Daten auffindbar, die erforderlich sind, um die Suche nach geraubten Kindern 

aufzunehmen, das Datum der Aufnahme der Mutter in der Klinik, ihr Alter, die Anzahl ihrer 

Kinder, die zugewiesene Zimmernummer, das Datum der Geburt des Kindes, Informationen 

darüber, ob das Kind im Brutkasten war, oder das Datum der Entlassung aus der Klinik. 

In den öffentlichen Einrichtungen wie der Informationsstelle des Justizministeriums für 

Betroffene einer möglichen Entführung von Neugeborenen würden den Betroffenen 

vollkommen nutzlose Dokumente aus den Registerbüchern übergeben, da alle Namen der 

Mütter, die zu einem bestimmten Zeitpunkt ein Kind geboren hatten, geschwärzt sind, bis auf 

den Namen der betroffenen Person. Dies steht im Einklang mit dem Gesetz 15/1999 über den 

Datenschutz, das laut Ana María Pascual ein unüberwindbares Hindernis darstellt. Unter 

diesen Voraussetzungen sei es unmöglich, Nachforschungen anzustellen. Es ist bekannt, dass, 

wenn ein Säugling fälschlicherweise für tot erklärt wurde, dieser oftmals einer anderen Frau 

übergeben wurde. Diese Frauen waren üblicherweise älter als 40 Jahre alt und kinderlos; sie 

waren angeblich schwanger und wurden im Krankenhaus registriert, damit die Mutterschaft 

rechtlich plausibel erschien. Vermutlich wäre es für die Aufklärung einiger Fälle von 

geraubten Kindern ausreichend, wenn man diese Frauen und ihre heute erwachsenen Kinder 

ausfindig zu machen versuchen könnte. Kaum eine Handvoll der Opfer, nämlich die, die von 

einem unaufmerksamen oder kooperativen Richter die vollständigen Dokumente ohne 

Schwärzungen bekommen haben, stellt diesen Versuch an. Diese Suche müsste von den 

Gerichten vorgenommen werden, damit sie wirksam und abgesichert sein kann. Andere 

Informationsquellen, die den Betroffenen und Ermittlern verwehrt bleiben, sind die Archive 

des früheren Amts für den Schutz der Frau sowie der früheren Einrichtung zum Schutz von 

Minderjährigen, die erst kürzlich im Rahmen von Nachforschungen von Journalisten entdeckt 

wurden. Die beiden Einrichtungen wurden 1984 abgeschafft. Sie unterstanden dem 

Justizministerium und waren für die Umerziehung allzu rebellischer Frauen und lediger 

Mütter sowie minderjähriger Kinder aus Problemfamilien verantwortlich. Ihre Archive 

werden nun im Keller des Ministeriums für Arbeit und soziale Sicherheit aufbewahrt. Da sie 

personenbezogene Daten enthalten, sind sie nicht frei und unmittelbar zugänglich. Wenn sie 

aber nicht zur Gänze eingesehen werden können, sind sie nutzlos. Es ist bekannt, dass ein Teil 

der geraubten Kinder in den Adoptionsmarkt gelangte und dass schwangere Mädchen durch 

das Amt für den Schutz der Frau an dieses Netzwerk gerieten. Diese Archive enthalten 

äußerst wertvolle Informationen, die einen Abgleich der Daten über verstorbene Neugeborene 

mit den Daten über zur gleichen Zeit bei der Einrichtung zum Schutz von Minderjährigen 

eingetragenen Neugeborenen zuließen. Das spanische Parlament müsste das genannte Gesetz 

abändern, damit die Kläger die Daten vergleichen können. 

Es sei erstaunlich, dass von den 3 000 Anzeigen, die seit 2011 erstattet wurden, nur eine 

erfolgreich war. Es handelt sich dabei um jene Anzeige, in der der Beschuldigte der 

Gynäkologe Eduardo Vela ist – dessen Name im Zusammenhang mit den geraubten Kindern 
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einer der geläufigsten ist und der zudem gegen Bezahlung mit dem Amt für den Schutz der 

Frau zusammengearbeitet hatte. Er wird der Erste auf der Anklagebank sein, gegen den 

ermittelt wird, nachdem er zugegeben hat, dass die Unterschrift auf der Geburtsurkunde eines 

Mädchens aus dem Jahr 1969 von ihm stammt. Auf der Geburtsurkunde ist angegeben, dass 

das Mädchen die leibliche Tochter einer Frau ist, die Dr. Vela bei der Geburt behandelt hatte. 

Diese Frau aber war unfruchtbar. Sie war niemals schwanger gewesen. 

Die Verhandlungen zu den Fällen hätten lange gedauert und wenig ans Licht gebracht. 

Entweder hätten die Richter keine Hinweise auf eine Straftat gefunden oder niemanden, der 

zur Rechenschaft gezogen werden könnte. Es bestehe durchweg ein deutlicher Mangel an 

Initiative sowohl seitens der Staatsanwälte als auch seitens der Richter im Hinblick auf 

Ermittlungen. Es seien die Kläger selbst gewesen, die die Gerichte darum ersuchten, 

Untersuchungen anzustellen. In einigen wenigen Fällen habe der Richter der Polizei jedoch 

eine oberflächliche Untersuchung angeordnet. Aus einigen der Zusammenfassungen, die Ana 

María Pascual durcharbeiten konnte, sei hervorgegangen, dass die Polizei keine wirklichen 

Ermittlungen durchgeführt hat, sondern lediglich dem Gericht die Namen früherer Mitarbeiter 

der angezeigten Geburtskliniken nannte, die wenig bis gar nichts zur Aufklärung des Falls 

beitragen. Beispielsweise wurde bis auf sehr wenige Ausnahmen nicht angeordnet, dass die 

Eintragungen von Geburten und Todesfällen von Neugeborenen in den standesamtlichen 

Registern untersucht werden, damit diese Daten mit den Daten der Geburtskliniken 

abgeglichen werden können. Ob dies nun aus fehlendem Interesse oder aus anderen Gründen 

unterlassen wurde – sicher ist, dass die Kläger von institutioneller Seite gewaltig im Stich 

gelassen werden. 

Ana María Pascual berichtet von mangelndem Vertrauen der Betroffenen in die DNA-Tests, 

die im Rahmen von Abkommen mit den Opfervereinigungen von privaten Laboren 

durchgeführt werden. Es seien einige Fehler gefunden worden. Aufgrund der Gentests 

konnten nur etwa 50 Personen ihre leiblichen Mütter wiederfinden, die zum Zeitpunkt der 

gewaltsamen Trennung ledig gewesen waren. Daher könnte es so aussehen, als habe der 

systematische Raub von Kindern nur in Fällen von alleinstehenden Müttern stattgefunden – 

die während der Diktatur zweifellos eine der schwächsten Bevölkerungsgruppen darstellten. 

Mit dieser Sichtweise würde der Skandal auf eine rein ideologische Frage reduziert und das 

ertragreiche Geschäft der Kindesentführungen in Spanien während fünf Jahrzehnten völlig 

außer Acht gelassen. Die Journalistin legt dar, dass die spanische Regierung den Anschein 

erweckt, als unterstütze sie die Suche nach den geraubten Kindern. Aufgrund mangelnden 

Vertrauens würden sich nur wenige Opfer an die vom Justizministerium geschaffene Stelle 

wenden. Es sei dringend erforderlich, dass sich die politischen Parteien auf eine landesweite 

Vereinbarung in dieser Frage einigen. 

Während der Fragerunde ergreifen die folgenden MdEP das Wort: 

 Eleonora Evi stellt angesichts der Straftaten dieser kriminellen Vereinigung das 

Amnestiegesetz infrage. 

 Julia Pitera merkt an, dass sich diese Sachverhalte in einem bestimmten historischen 

Zeitraum ereignet haben, und fragt, wie die Archive der privaten Kliniken zugänglich 

gemacht werden könnten. 

 Jude Kirton Darling fragt, ob die Möglichkeit geprüft wurde, Kontakt mit 

Vereinigungen in europäischen Ländern wie etwa Irland aufzunehmen, die ähnliche 

Probleme hatten. 
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Enrique Vila Torres antwortet, 

 

• dass man mit Irland in Bezug auf ähnliche Fälle Kontakt aufgenommen habe; dass 

man auch die Antworten der katholischen Kirche in Bezug auf ähnliche Fälle in 

Argentinien verfolge. 

Runder Tisch mit den Petenten (23. Mai 2017) 

Die Petenten legten den Mitgliedern die letzten Entwicklungen ihres jeweiligen Falls dar, 

wobei sich alle über mangelnde Ermittlungen, die für sie inakzeptabel langen Verzögerungen 

im Justizwesen und die mangelnde Unterstützung seitens der Behörden beklagten, da die 

Opfer selbst die Last der Untersuchungen und die Beweislast tragen müssten. Zudem habe die 

Regierung die rechtliche Verpflichtung, Unterlagen aufzubewahren und sie den Betroffenen 

zur Verfügung zu stellen. Sie üben offen Kritik an der vom Justizministerium geschaffenen 

Informationsstelle, die sie als bürokratisch bezeichnen und die keine psychologische 

Unterstützung oder rechtliche Beratung anbiete. 

Sie fordern, dass die DNA-Tests, denen sie sich unterziehen müssen, kostenlos durchgeführt 

werden, dass die Justiz einheitliche Grundsätze in Bezug auf die Verjährung anwendet, dass 

bei der Polizei eigens eine Gruppe für die Fälle geraubter Säuglinge geschaffen wird, dass 

eine Datenbank auf nationaler Ebene mit Daten über die Betroffenen geschaffen wird und 

dass die Strafverfolgung nicht eingestellt wird. Zudem fordern sie, dass Druck auf den 

Vatikan ausgeübt wird, damit die in die Fälle verwickelten Ordensgemeinschaften ihre 

Archive öffnen und der Justiz sowie den betroffenen Familien zugänglich machen, und dass 

im spanischen Parlament ein Untersuchungsausschuss geschaffen wird. 

Alle anwesenden Petenten berichten von dem Leidensweg, den sie bei der Suche nach ihren 

vermissten Angehörigen durchlaufen, und fordern den Staat auf, seiner Verantwortung 

nachzukommen und sich bei den Opfern zu entschuldigen. Es kommt ganz klar ein Mangel an 

Vertrauen seitens der Petenten in das Justizsystem und in die durchgeführten Ermittlungen 

zum Ausdruck. 

Die folgenden Petenten waren beim Runden Tisch mit den MdEP anwesend: 

• Ruth Appleby (Petition Nr. 758/13). Sie informiert über den neuesten Stand in ihrem 

Fall: Das letzte Rechtsmittel, das sie 2015 beim Gericht in La Coruña eingelegt hat, sowie das 

letzte Rechtsmittel, das sie beim Obersten Gerichtshof eingelegt hat, seien abgewiesen 

worden. Sie habe nun alle Rechtsmittel in Spanien ausgeschöpft und daher ein Rechtsmittel 

beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg eingelegt. Bisher sei sie 

kein einziges Mal aufgefordert worden, vor Gericht über ihren Fall auszusagen. Sie halte die 

langen Verzögerungen für inakzeptabel und habe kein Vertrauen in die amtlichen 

Untersuchungen, die bisher in ihrem Fall vorgenommen worden sind. 

• Patricia, Tochter von Eustoquia Camarero Urquiza (Petition Nr. 0927/13). Sie 

beschwert sich, dass die Behörden keine Informationen über ihren Bruder herausgeben und 

dazu auch nicht bereit seien, dass die Unterlagen, etwa über die Obduktion, falsche 

Informationen enthielten, dass ihr Fall in Granada angezeigt worden sei, die Staatsanwälte 
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und die Polizei diesen jedoch nicht untersucht hätten und dass die Vorwürfe aufgrund 

mangelnder Beweise ad acta gelegt worden seien. 

• Herr Isasmendi in Vertretung von Eduardo Raya Retamero (Petition Nr. 1013/12). Er 

sagt, es seien bereits nähere Angaben zu der Petition gemacht worden, gibt aber an, dass die 

Leiche, die Eduardo Raya Retamero begraben habe, nicht die seiner Tochter gewesen sei; dies 

werde sowohl durch die Proben als auch durch die DNA-Analysen bestätigt. Er habe alle 

Rechtsbehelfe bis hin zum Verfassungsgericht ausgeschöpft. Er beklagt Fälle von 

Verhaftungen in Granada zwischen 1990 und 1992, die er als Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit einordnet. Das Ablegen der Fälle sei darauf zurückzuführen, dass die 

Behörden die Fälle nicht weiterverfolgen und mangelnde Unterstützung leisten. 

• María de las Mercedes Bueno Morales (Petition Nr. 1772/12). Sie gibt an, dass es in 

ihrem Fall – dem Verschwinden ihrer Tochter als Säugling in Cádiz – keine neuen 

Informationen gebe. Sie beklagt sich über den Staat und fordert, dass ihre Fälle vor Gericht 

gestellt werden; es sollten nicht die Opfer sein, die die Beweislast tragen müssen. Sie fordert 

rechtliche und psychologische Unterstützung für die Opfer, die die größte Gruppe von Opfern 

in Spanien darstellten. Sie betrachtet diese Straftaten als Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit, und der Staat sei für die Situation verantwortlich. 

• Ana Maria Cueto Eizaguirre (Petition Nr. 1772/12). Sie erzählt, dass in den 

historischen Archiven zahlreiche verstorbene Föten verzeichnet sind; die Untersuchungen 

seien 2013 eingestellt worden, da der Staatsanwaltschaft die Möglichkeit einer Untersuchung 

von Überresten von seit Jahrzehnten begrabenen Säuglingen aberkannt habe. 

• Maria Flor de Lis Díaz Carrasco (Petition Nr. 1772/12). Sie gibt an, dass sie dem Staat 

nicht vertraue, dass die Opfer eigene Untersuchungen anstellten und dass sie sich einen 

unabhängigen Ausschuss wünsche, der die von den Richtern abgelegten Fälle untersucht. 

• Francisco González de Tena (Petition Nr. 1772/12) in Vertretung des „Colectivo sin 

identidad de Canarias“. Er fordert das EP aufgrund der Untätigkeit der staatlichen Verwaltung 

auf, einzugreifen. Er fordert die Kirche auf, ihre Archive zu öffnen, und prangert die 

vorsätzliche Vernichtung von Unterlagen an, die als Straftat eingestuft werden solle. 

• Esperanza Ornedo Mullero (Petition Nr. 1772/12) in Vertretung der Vereinigung von 

Huelva. Sie gibt an, dass ihr die Unterlagen im Zusammenhang mit ihrer Petition Sorgen 

bereiteten. Sie stellt das Gerichtsverfahren zu ihrem Fall und die Einstellung der 

Untersuchungen infrage. Sie habe sich entschieden, sich an den Europäischen Gerichtshof für 

Menschenrechte in Straßburg zu wenden. 

• Josefina Marina Perez Sanchez (Petition Nr. 1772/12) sucht immer noch nach ihrer 

Mutter, die in der „Casa Cuna“ in Valencia geboren worden sei. Die Ordensgemeinschaft, die 

dieses Krankenhaus leitet, lehne die Herausgabe von Daten über ihre Eltern ab. Sie fordert die 

Öffnung der kirchlichen Archive. 

• Luisa Fernanda Terrazas Fernández (Petition Nr. 1772/12) gibt an, dass ihr in einem 

Krankenhaus in Jerez ihre Zwillinge – ein Junge und ein Mädchen – geraubt worden seien 

und dass kein Vertreter des Staates mit ihr gesprochen habe. Sie beklagt sich darüber, dass die 

Untersuchungen von den Opfern angestellt worden seien. Sie gibt dem Staat die Schuld für 

diese Situation, da er nicht reagiere und die Fälle nun von den Richtern abgelegt würden. Sie 
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ersucht das EP um Unterstützung im Hinblick auf die Wiederaufnahme der Verfahren. Sie 

äußert sich sehr emotional über ihr Leid und die Schwierigkeiten in all diesen Jahren und 

meint, sie würde „eher an gebrochenem Herzen als an Altersschwäche sterben“. 

Während der Fragerunde ergreifen die folgenden MdEP das Wort: 

 Eleonora Evi weist auf die fehlende Bereitschaft der Justiz zur Aufklärung der Fälle 

hin und merkt an, dass die Regierung die Empfehlungen der Arbeitsgruppe der 

Vereinten Nationen zur Frage des Verschwindenlassens von Personen umsetzen sollte 

und dass seitens der Politik Bereitschaft gezeigt werden sollte, die Rechte der Kinder 

und deren Recht auf ihre Identität zu schützen. 

 Julia Pitera fragt die Petenten, warum sie sich nicht an den Petitionsausschuss des 

spanischen Parlaments gewandt hätten und ob sie die Offenheit des derzeitigen 

Papstes Franziskus genutzt und sich mit der Bitte an den Vatikan gewandt hätten, die 

Archive der Ordensgemeinschaften zu öffnen. 

 Tatjana Zdanoka fordert, dass die Verantwortlichen vor Gericht gestellt werden, und 

bezeichnet es als inakzeptabel, dass derzeit nur ein Fall strafrechtlich verfolgt wird. 

 Michela Giuffrida fordert die Übernahme der Kosten für die DNA-Tests der Opfer 

und der Verfahrens- und Rechtskosten durch den Staat, psychologische Betreuung und 

Unterstützung für die Opfer, eine Sondergruppe der Polizei für die Zusammenführung 

der Ermittlungen, die Zugänglichkeit der privaten Archive und die Zuerkennung des 

Opferstatus für die Betroffenen. Sie fordert die Betroffenen auf, in den Medien aktiv 

zu werden, damit ihre Botschaft die Gesellschaft erreicht. 

 Jude Kirton Darling fordert landesweite öffentliche Ermittlungen in der Angelegenheit 

und einen unabhängigen Ausschuss, der das Problem untersucht. Sie fordert 

außerdem, dass Druck auf den Vatikan ausgeübt wird, die kirchlichen Archive zu 

öffnen. 

 Rosa Estarás wertet die Berichte der Betroffenen als erschütternd; sie ist der 

Auffassung, dass die Regierung redlich handelt, und glaubt an deren beste Absicht, 

das Geschehene zu untersuchen, und daran, dass die Suche nach der Wahrheit den 

Opfern hilft. Sie fordert kostenlose DNA-Tests sowie die Zugänglichkeit der für die 

Untersuchungen erforderlichen Unterlagen und die Beseitigung von Hindernissen für 

die Opfer; (jedoch erinnert sie an die Unabhängigkeit der Justiz;) sie fordert die 

Öffnung der Register und die Übermittlung von Beweisen an die Justiz. 

 Josep-Maria Terricabras fordert, dass die Staatsanwaltschaft die Beweise für die 

Anschuldigungen erbringt und nicht die Betroffenen die Beweislast tragen müssen 

sowie dass die Richter einheitliche Grundsätze in Bezug auf die Verjährung 

anwenden. (Er merkt an, dass die Staatsanwaltschaft einheitliche Grundsätze anwende, 

sich dies jedoch nicht in den Maßnahmen der Richter niederschlage.) Zudem fordert er 

die Ernennung eines Staatsanwalts als Koordinator. Er betont auch, dass der 

Datenschutz nicht dem Schutz von Straftätern dienen darf. 

 Marina Albiol ist der Auffassung, dass die Kirche seinerzeit bei diesen Verbrechen 

gegen die Menschlichkeit als Komplizin fungierte und dass eine Verpflichtung 

bestehe, dahingehend Ermittlungen anzustellen, der die Regierung jedoch nicht 

nachkomme. 
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Treffen mit dem Rechtsausschuss des Abgeordnetenhauses (23. Mai 2017) 

Die Delegation der MdEP wird von Margarita Robles Fernández, Vorsitzende des 

Rechtsausschusses, in Empfang genommen. Diese erklärt sich solidarisch mit den Opfern des 

Attentats in London in der vorangegangen Nacht, wofür ihr Jude Kirton Darling, Leiterin der 

Delegation, Dank ausspricht. Es folgt eine Schweigeminute für die Opfer. 

Das Gespräch mit dem Rechtsausschuss zielt darauf ab, in Erfahrung zu bringen, welche 

Schritte das Abgeordnetenhaus im Zusammenhang mit diesem Thema unternommen hat, und 

Meinungen sowie Informationen über die vom Abgeordnetenhaus angenommenen 

parlamentarischen Initiativen auszutauschen. Der Rechtsausschuss des Abgeordnetenhauses 

hat während der 10. und der 11. Wahlperiode zwei nichtlegislative Vorschläge zu der 

Angelegenheit angenommen. (Es handelt sich um Initiativvorschläge an die Regierung.) 

 11. Wahlperiode: Nichtlegislativer Vorschlag zu der Untersuchung der Entführung 

von Neugeborenen (Aktenzeichen 161/277), der am 5. April 2016 vom 

Rechtsausschuss in dessen Sitzung angenommen wurde. 

 10. Wahlperiode: Nichtlegislativer Vorschlag, in dem die Regierung dringend 

aufgefordert wird, die Bemühungen um Unterstützung der Opfer der Entführungen 

von Säuglingen zu prüfen (Aktenzeichen 161/2585), der am 10. Juni 2014 vom 

Rechtsausschuss in dessen Sitzung angenommen wurde. 

José Ignacio Prendes Prendes, Cs-Fraktion, stellt fest, dass die Opfer ihrer Identität beraubt 

wurden und dass seine Fraktion gefordert hat, dass die Opfer als Opfer von Verbrechen gegen 

die Menschlichkeit anerkannt werden, was zur Folge hätte, dass die Straftaten nicht verjährbar 

sind. 

Jaume Moya Matas, CUP-EC-EM-Fraktion, hält es für eine „Schande, dass die MdEP unsere 

Arbeit erledigen“, und fordert, dass Maßnahmen zur Wiederherstellung der Demokratie 

eingeführt werden, dass der Staat seiner Verantwortung in der Angelegenheit nachkommt, 

dass die Betroffenen als Opfer anerkannt werden, was für diese das Recht auf kostenlose 

Rechtshilfe, Betreuung und Unterstützung mit sich bringen würde, und dass eine zentrale 

DNA-Akte angelegt wird (deren Tests für die Betroffenen kostenlos wären). Zudem fordert 

er, dass die Informationsstelle des Justizministeriums neu organisiert und mit mehr Mitteln 

ausgestattet wird. Er fordert, dass in der Staatsanwaltschaft eine eigene Abteilung im 

Zusammenhang mit dem Thema eingerichtet wird und dass diese auf eigene Initiative tätig 

wird. 

Maria Jesus Moro Almaraz, PP-Fraktion, ist der Auffassung, dass dieses Thema nicht für 

demagogische Zwecke verwendet sollte; es entspreche nicht der Wahrheit, dass man keine 

Fortschritte erzielt habe. Nachdem die Regierung 2011 von den ersten Anzeigen erfahren hat, 

seien das Justiz-, das Innen- und das Gesundheitsministerium sowie die Staatsanwaltschaft 

nach kurzer Zeit tätig geworden und hätten ihre Arbeit aufgenommen (im Februar 2012). In 

diesem Ausschuss seien zwei Initiativen angenommen worden, die zweite sogar einstimmig. 

In diesen sei die Schaffung einer einheitlichen Datenbank mit genetischen Profilen (mit den 

vom INTCF durchgeführten Tests) und ein robuster Opferstatus, einschließlich für die 

Betroffenen von Entführungen von Säuglingen, gefordert worden. 

Jude Kirton Darling merkt an, dass man aus den Erfahrungen in Irland Lehren ziehen könnte, 
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da festgestellt wurde, dass die Betroffenen in Bezug auf die Untersuchungen ein großes 

Vertrauensproblem haben. Sie stellt auch die Frage, ob die Möglichkeit eines unabhängigen 

Untersuchungsausschusses bestehe. 

Michela Giuffrida weist darauf hin, dass es sich hierbei um eine tragische Situation handelt, 

bei der es wichtig sei, die Wahrheit über die Vergangenheit in Erfahrung zu bringen. Sie ist 

der Auffassung, dass es wichtig ist, dass man konkrete Ergebnisse erzielt, und schlägt 

kostenlose DNA-Tests und Rechtshilfe für die Betroffenen, die Ernennung eines 

Staatsanwalts eigens für diese Angelegenheit und die Einsetzung eines 

Untersuchungsausschusses, einer Sondergruppe bei der Polizei sowie eines offiziellen 

Opferstatus vor. 

Margarita Robles Fernández, sozialistische Fraktion, Vorsitzende des Rechtsausschusses, 

erklärt, dass man die Politik nicht mit Straftaten vermischen sollte. Ihr zufolge besteht ein 

Problem in Bezug auf die Verjährung von Straftaten; in Bezug auf die Vereinheitlichung der 

Grundsätze stehe jedoch noch ein Urteil des Obersten Gerichts aus. Sie ersucht darum, 

Gerichtsurteile nicht zu bewerten, da jeder Fall einer individuellen und unabhängigen 

Strafverfolgung unterliege. Die Vorsitzende erklärt, dass das Gesetz über Adoptionen und 

standesamtliche Register 1987 geändert worden sei und der demokratische Staat dadurch 

Befugnisse zurückerlangt habe, die bis dahin bei den Pfarrgemeinden lagen. Beim Ausschuss 

der Berichterstatter sei ein Untersuchungsausschuss gefordert worden; eine Weiterverfolgung 

dazu stehe noch aus. 

Ester Capella y Farre, ER-Fraktion, erklärt, dass der Prozess der historischen Erinnerung, der 

2010 begonnen hat, noch nicht abgeschlossen sei und Gerechtigkeit, Wahrheit und 

Entschädigung erfordere. Sie legt dar, dass sie 2016 im Namen der CUP-Fraktion und der 

sozialistischen Fraktion beim Untersuchungsausschuss des Abgeordnetenhauses einen Antrag 

eingereicht hätte; sie ist der Auffassung, dass ein spezieller Staatsanwalt und spezielle 

Gruppen bei der Polizei gefordert werden sollten. 

Treffen mit der spanischen Bischofskonferenz (23. Mai 2017) 

José María Gil Tamayo, Generalsekretär der spanischen Bischofskonferenz 

Pfarrer Carlos López Segovia, zweiter Sekretär für Allgemeine Angelegenheiten 

Jesus Miguel López Nieto, technischer Sekretär der Rechtsabteilung 

José María Gil Tamayo erklärt, dass es wichtig sei, die Unschuldigen zu entschädigen, und 

auf Gerechtigkeit, Erinnerung und rechtliche Entschädigung hinzuarbeiten. 

Er erläutert, dass die Bischofskonferenz die spanischen Bischöfe vertrete und seit dem 

Zweiten Vatikanischen Konzil bestehe. Es handle sich dabei um eine kollegiale Einrichtung 

der spanischen Bischöfe, die Rom unterstellt sind; die Diözesen seien daher autonom und 

direkt dem Papst unterstellt. Die Befugnisse der Bischofskonferenz seien daher begrenzt. 

Die Archive der Pfarrgemeinden bestünden seit dem Konzil von Trient (Sessio XVI) und 

enthielten die Daten im Zusammenhang mit den Sakramenten (u. a. Taufe, Heirat). Sie seien 

(gemäß dem Datenschutzgesetz) für die betroffenen Personen zugänglich, es spreche aber 
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nichts gegen die Öffnung der Archive, wenn auf rechtlichem Wege oder von der 

Staatsanwaltschaft Daten angefordert werden. José María Gil Tamayo verweist darauf, dass 

die Diözesen nicht der Konferenz unterstellt sind und jede Pfarrgemeinde einer Diözese 

unterstellt ist. Wenn es aber ein berechtigtes Interesse gebe, sei es möglich, sich an den 

Bischof zu wenden, und bestimmt gebe es kein Problem, Zugang zu den Daten in den 

Archiven zu erhalten. Die kirchlichen Archive von zivilen Einrichtungen, die den 

Pfarrgemeinden unterstellt waren, seien an staatliche Einrichtungen übertragen worden, als 

1987 das Gesetz über Adoptionen und standesamtliche Register geändert worden sei; der 

Staat habe dadurch Befugnisse zurückerlangt, die bis dahin bei den Pfarrgemeinden lagen. 

Der Zugang zu den Archiven sei über die Pfarrgemeinde, in der man getauft wurde, möglich; 

der Zugang und die Vertraulichkeit gegenüber Dritten sei sichergestellt. José María Gil 

Tamayo sagt größtmögliche Kooperation im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften zu. 

Anders sei das bei Ordensgemeinschaften; diese seien zur Gänze autonom und direkt dem 

Vatikan unterstellt. 

Julia Pitera stellt eine Reihe von Fragen zu der Übereinstimmung der Daten aus 

Taufurkunden mit den Daten aus den standesamtlichen Registern. Sie erläutert, dass die Daten 

über Geburten seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, als mehr und mehr Kinder in den 

öffentlichen Krankenhäusern der Provinzhauptstädte geboren wurden, eher in den 

standesamtlichen Registern zu finden sein müssten, da die Taufe zu einem späteren Zeitpunkt 

stattfindet. Todesfälle von Kindern seien in den standesamtlichen und nicht in den kirchlichen 

Registern eingetragen. 

Eleonora Evi fragt, ob es für die Entführungen ideologische Motive und ob es lokale 

Netzwerke gegeben habe. Sie ist der Auffassung, dass die Schaffung eines 

Untersuchungsausschusses erforderlich ist, um die tragischen Geschichten der Opfer besser 

zu verstehen. 

Marina Albiol merkt an, dass die Entführungen der Säuglinge zwischen den 1940er und den 

1990er Jahren Ergebnis der ideologischen Repression und später auch ein lukratives Geschäft 

gewesen seien. Sie ist der Auffassung, dass die Ordensgemeinschaften mit den 

Säuglingsheimen und der geheimen Geburt ein System darstellten, das diesen Umstand 

begünstigte. Sie stellt die Frage, ob die Kirche ihre eigenen Untersuchungen anstellen würde 

und ob die Archive der Ordensgemeinschaften zu diesem Zweck geöffnet (und unbegrenzt 

aufbewahrt) würden. Sie stellt die Frage, ob die Kirche in dieser Angelegenheit proaktiv 

kooperieren werde, und empfiehlt deren Mitgliedern, wie sie sich angesichts dieser Tragödie 

verhalten sollten. 

Josep-Maria Terricabras fordert ebenfalls, dass die Kirche in dieser Angelegenheit proaktiver 

kooperiert, ebenso wie sie dies in jüngster Zeit im Zusammenhang mit anderen Themen, etwa 

Pädophilie, getan hat. 

José María Gil Tamayo antwortet auf die Fragen: Er bekräftigt, dass er die Geschehnisse 

uneingeschränkt verurteilt und dass es für ihn keine Rechtfertigung dafür gibt. Man müsse die 

damalige Lage aus einem historischen Blickwinkel betrachten; Armut und Ehre seien damals 

wichtige Themen gewesen. Er fordert, dass die Verantwortlichen bestraft werden, dass jedoch 

das Ansehen und die Arbeit der Ordensgemeinschaften durch Straftaten, die von wenigen 

Ordensgemeinschaften begangen wurden, nicht in Verruf geraten dürften. Er denkt, dass es zu 

Fällen versteckter Adoptionen gekommen sei, weil es an entsprechenden Vorschriften 
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gemangelt habe. Er ist der Auffassung, dass man allgemeine Empfehlungen in Bezug auf die 

Archive der Provinzialverwaltungen und der Ordensgemeinschaften geben sollte, wobei 

immer die Rechte von Dritten zu berücksichtigen seien. Er sagt zu, für die Bischöfe eine 

Reihe von Leitlinien über die Archive auszuarbeiten und um deren Mitarbeit in dieser 

Angelegenheit zu ersuchen. Er lehnt den Gedanken, dass die Kirche als Institution als 

kriminelles Netzwerk gehandelt haben könnte, ab und verweist darauf, dass die mutmaßlichen 

rechtswidrigen Adoptionen und Kindesentführungen von konkreten Personen durchgeführt 

wurden. Diese Taten seien als Straftaten und als ein Angriff auf die Grundrechte einzustufen. 

Jude Kirton Darling stellt die Frage, ob die Kirche proaktiv mit dem Justizministerium 

zusammenarbeiten und ihre Archive mit dem Einverständnis der Datenschutzbehörde 

zugänglich machen könnte. José María Gil Tamayo antwortet, dass ein Großteil der Daten der 

Archive der Pfarrgemeinden auf Mikrofilm (archiviert von den Mormonen) vorhanden seien, 

und zeigt sich im Hinblick auf eine Zusammenarbeit mit den Dokumentationsdienststellen des 

Justizministeriums, damit der Zugang zu den kirchlichen Archiven sichergestellt wird, positiv 

eingestellt. Es spreche nichts dagegen, diese dem Justizministerium zur Verfügung zu stellen, 

solange die Rechte von Dritten berücksichtigt werden. 

Jude Kirton Darling äußert die Hoffnung, dass die hohe Sensibilität, die Papst Franziskus in 

ähnlichen Angelegenheiten, mit denen man bereits in Argentinien konfrontiert worden sei, an 

den Tag lege, in gewissem Maße dazu beitragen wird, dass mit einer Öffnung der Archive 

eine Lösung für das Problem gefunden wird. 

Eleonora Evi stellt die Frage, ob es Hinweise darauf gebe, dass die Fälle Teil eines 

organisierten Netzwerks waren oder dass die Straftaten teils ideologisch motiviert waren. Die 

Vertreter der Kirche antworten, dass sie nicht von einem organisiertes Netzwerk ausgehen, 

sondern eher von Taten verbrecherischer Einzelpersonen. 

Allgemeine Bemerkungen 

Die Delegationsreise der Mitglieder des Europäischen Parlaments war sowohl inhaltlich als 

auch in Bezug auf die Programmpunkte sehr intensiv, und in den Medien wurde viel darüber 

berichtet. Die Delegation dankt allen Einrichtungen, die sie besuchen durfte. Das Thema der 

Entführungen von Säuglingen und der illegalen Adoptionen während der Diktatur und der 

ersten Jahre der Demokratie hat die MdEP schwer betroffen; es war ihnen daher ein Anliegen, 

ihre Solidarität mit den Opfern und deren Familien deutlich zu machen. Grund des Besuchs 

war die Notwendigkeit, vor Ort eine Bewertung des Umfangs und der Größenordnung der 

Angelegenheit vorzunehmen und zu prüfen, welche Maßnahmen bereits getroffen worden 

sind und welche noch getroffen werden könnten, um den Bedenken der Opfer Rechnung zu 

tragen, um die Wahrheit ans Licht zu bringen und um zu verhindern, dass etwas Derartiges je 

wieder vorkommt. 

Die Eindrücke nach dem Besuch sind geprägt von den eindeutig gegensätzlichen Aussagen 

der verschiedenen Behörden, der Opfer, der Journalisten und der Anwälte, durch die viele 

Fragen aufgeworfen wurden. 

Die MdEP begrüßten die Tatsache, dass alle beteiligten Parteien anerkannt und akzeptiert 

haben, dass die Entführungen von Neugeborenen in dem Zeitraum nach dem Bürgerkrieg, 

während der Franco-Diktatur und unter demokratischen Regierungen stattgefunden hatten. 
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Die Angaben der verschiedenen Seiten dazu, wie viele Betroffene es gibt, unterscheiden sich 

jedoch voneinander, was die Einschätzung der Größenordnung des Problems erschwert. Auch 

gibt es verschiedene Ansichten darüber, ob die Entführungen der Säuglinge auf ein 

organisiertes Menschenhändlernetz oder auf Einzeltäter zurückgehen. Vor dem Hintergrund 

dieser unterschiedlichen Ansichten wurde offenkundig, dass die Opfer mangelndes Vertrauen 

in die Institutionen haben und sich von diesen behindert fühlen, sei es, weil sie die 

Untersuchungen als nicht angemessen erachten, sei es, weil sie der Ansicht sind, dass es nicht 

die Opfer sein sollten, die die Beweise erbringen müssen. Sie wünschten, dass die 

Staatsanwaltschaft proaktiver vorgeht und in allen Fällen auf eigene Initiative tätig wird, ohne 

dass die Opfer die Kosten für das Gerichtsverfahren selbst tragen müssen. Die Mitglieder sind 

auch zu der Auffassung gelangt, dass die den Opfern gebotene Hilfe verbessert werden und 

proaktiver sein könnte – sowohl, was die psychologische Unterstützung und rechtliche 

Beratung betrifft, als auch im Hinblick auf die von den Behörden bereitgestellten 

Informationen zu den angezeigten Fällen. Worüber sich die Mitglieder absolut einig waren, 

ist, dass es hier ein gewaltiges Problem gibt, das Gerechtigkeit, Erinnerung und 

Entschädigung erfordert. 

Die MdEP betonen, wie wichtig es ist, dass die Kirche mit der Justiz zusammenarbeitet, 

indem sie die Dokumente in ihren Archiven zugänglich macht, um die Arbeit der Justiz zu 

unterstützen. Sie begrüßen auch die Zusage der Bischofskonferenz, ihre Archive dem 

Justizministerium zugänglich zu machen, und bedauern, dass dies noch nicht geschehen ist. 

Empfehlungen 

Unter Berücksichtigung des Dargelegten legt der Petitionsausschuss den zuständigen 

nationalen Behörden die folgenden Empfehlungen vor: 

1. beklagt, dass die Behörden den Angaben der Petenten, Opfer und Opfervereinigungen 

zufolge ihre Pflichten vernachlässigt haben und es bislang versäumt haben, sie zu 

schützen und zufriedenstellende Ermittlungen durchzuführen; fordert die spanischen 

Behörden auf, sich zur umgehenden Aufnahme eines intensiven, dauerhaften, stabilen 

und konkreten Dialogs mit den Petenten und den Betroffenenvereinigungen zu 

verpflichten; 

2. empfiehlt, dass ein Sonderstaatsanwalt ernannt wird, der für sämtliche Fälle 

mutmaßlicher Entführung und illegaler Adoption von Neugeborenen zuständig ist; 

3. fordert, dass die Staatsanwaltschaft proaktiver vorgeht und in diesen Fällen auf eigene 

Initiative tätig wird, damit nicht die Opfer die Kosten für das Gerichtsverfahren tragen 

müssen; 

4. weist darauf hin, dass der spanische Staat verpflichtet ist, das Übereinkommen der 

Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes und die Erklärung der Vereinten 

Nationen über den Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen in vollem 

Umfang einzuhalten; vertritt daher die Auffassung, dass der spanische Staat im Falle der 

Kindesentführungen einen institutionellen Ansatz verfolgen und dafür sorgen muss, 

dass alle notwendigen Maßnahmen eingeleitet werden, damit der nationale 

Rechtsrahmen im Einklang mit den im Völkerrecht verankerten Verpflichtungen steht; 
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5. ist der Ansicht, dass der spanische Staat die Konvention der Vereinten Nationen über 

die Nichtanwendbarkeit von Verjährungsvorschriften auf Kriegsverbrechen und 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit ratifizieren und letztendlich anerkennen muss, 

dass es sich bei den Kindesentführungen um Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

handelt; 

6. ist der festen Überzeugung, dass sowohl die mutmaßlichen Verbrechen im 

Zusammenhang mit den Kindesentführungen während der Diktatur Francisco Francos 

als auch die in der Folge begangenen Verbrechen wirksam und effizient untersucht 

werden müssen und dass es in dieser Angelegenheit keine Amnestie geben darf; fordert 

die spanischen Behörden daher auf, die notwendigen legislativen und rechtlichen 

Maßnahmen einzuleiten, damit die nationalen Rechtsvorschriften keinesfalls auf eine 

Weise ausgelegt werden können, die der effektiven Verwirklichung dieses Ziels 

abträglich ist; 

7. fordert ein eindeutiges Protokoll darüber, welche Behörden für die Untersuchung von 

Fällen im Sinne von Artikel 17 der Opferschutzrichtlinie, bei denen die Opfer ihren 

Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat haben, zuständig sind, und fordert, dass alle 

zuständigen Behörden enger zusammenarbeiten; 

8. fordert Interpol auf, die Arbeit der Ermittlungsbehörden in grenzüberschreitenden 

Fällen zu überwachen; 

9. fordert die spanischen Behörden nachdrücklich auf, in Zusammenarbeit mit den Opfern 

und deren Vereinigungen umgehend konkrete administrative und rechtliche Lösungen – 

einschließlich finanzieller Unterstützung für die den Opfern entstehenden 

Gerichtskosten – auszuarbeiten und umzusetzen, mit dem Ziel, dass die Justiz und der 

Staatsanwalt von Amts wegen eine Untersuchung der mutmaßlichen Entführungen von 

Neugeborenen, die von Unionsbürgern in Petitionen an das Europäische Parlament 

geschildert wurden, einleiten und die Opfer proaktiv unterstützen; 

10. hebt hervor, dass die spanischen Behörden die Kanäle für die Teilnahme von und den 

Dialog mit den Opfern und deren Vereinigungen stärken müssen, um der Notwendigkeit 

nachzukommen, eine Lösung für wirksame Ermittlungen zu finden, mit der das 

Vertrauen der Opfer in zukünftige Untersuchungen gestärkt wird; 

11. weist darauf hin, dass sich die Fälle – wie aus den eingereichten Petitionen und 

Beschwerden hervorgeht – in erster Linie im Zeitraum von 1940 bis 1992 ereigneten; 

fordert die spanische Regierung auf, anzuerkennen, dass der Staat während der Diktatur 

Francisco Francos in die systematischen Entführungen von Neugeborenen und illegale 

Adoptionen verstrickt war bzw. diese duldete, was einen ersten Schritt dahingehend 

darstellen würde, dass das Recht der Opfer auf Wahrheit, Gerechtigkeit und 

Entschädigung anerkannt und dafür gesorgt wird, dass sich derartige Verbrechen nicht 

wiederholen; 

12. fordert die spanischen Behörden nachdrücklich auf, umgehend die erforderlichen 

Maßnahmen zu ergreifen, damit der Staat dazu verpflichtet wird, Mittel zur Verfügung 

zu stellen und Maßnahmen zu ergreifen, um dazu beizutragen, alle Fälle von 

mutmaßlichen Entführungen von Neugeborenen und illegalen Adoptionen aufzuklären, 

und ihr Engagement zu verstärken, indem sie Informationskampagnen auf den Weg 
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bringen, bei denen auch die sozialen Netzwerke verwendet werden, damit sich alle 

Beteiligten darüber bewusst werden, dass es einer möglichst engen Zusammenarbeit mit 

den Opfervereinigungen bedarf; 

13. empfiehlt die Schaffung einer landesweiten DNA-Bank, die speziell für diese Fälle 

zugänglich ist und mit der der Abgleich der Daten über die Opfer ermöglicht und so die 

Suche nach den leiblichen Angehörigen erleichtert wird; fordert, dass in allen 

angezeigten Fällen einer mutmaßlichen Entführung eines Säuglings unter anderem beim 

INTCF kostenlose DNA-Tests angeboten werden, und zwar unter Beteiligung von bzw. 

Überwachung durch sachverständige Vertreter der rechtlich niedergelassenen 

Opfervereinigungen und ohne dass dafür eine gerichtliche oder staatsanwaltliche 

Verfügung erforderlich wäre; 

14. empfiehlt, dass alle erforderlichen Maßnahmen ergriffen werden, um sicherzustellen, 

dass die Neugeborenen klar identifiziert werden können und eine eindeutige 

Feststellung der leiblichen Abstammung von der Mutter mittels der erforderlichen 

medizinischen, biometrischen und analytischen Tests ermöglicht wird; 

15. bedauert, dass bei der Umsetzung der in dem Bericht der Arbeitsgruppe der Vereinten 

Nationen zu der Frage des Verschwindenlassens aus dem Jahr 2014 enthaltenen 

Empfehlungen durch die spanische Regierung nur geringe Fortschritte erzielt wurden, 

und fordert die spanische Regierung auf, den Empfehlungen umgehend nachzukommen 

und insbesondere einen nationalen Plan für die Suche nach verschwundenen Personen 

zu verabschieden; 

16. empfiehlt, dass die Mittelausstattung der vom Justizministerium eingerichteten Stelle 

zur Unterstützung der Opfer einer möglichen Entführung von Neugeborenen erhöht und 

dafür gesorgt wird, dass den Opfern seitens der spanischen Behörden zugesichert wird, 

dass diese in Übereinstimmung mit der Opferschutzrichtlinie (Richtlinie 2012/29/EU) 

die Kosten der psychologischen Unterstützung, der rechtlichen Beratung, des sozialen 

Schutzes und des Zugangs zu Verwaltungsinformationen übernehmen; 

17. begrüßt die Entscheidung einiger regionaler Parlamente (z. B. des Parlaments von 

Navarra), den Opfern kostenfreie Rechtsberatung anzubieten, und empfiehlt, dass der 

spanische Staat auf nationaler Ebene die erforderlichen Mechanismen und 

entsprechende Rechtsvorschriften einführt, damit alle Bürger und betroffenen Familien 

im gesamten Staatsgebiet gleichen Schutz genießen und gleiche Unterstützung erhalten, 

u. a. kostenfreien Zugang zur Justiz und die Sicherheit, dass ihre Anzeigen in jedem Fall 

umfassend behandelt werden; 

18. weist auf die Leitlinien und konkreten Maßnahmen hin, die in den vom Rechtsausschuss 

des Abgeordnetenhauses angenommenen nichtlegislativen Vorschlägen vom 5. April 

2016 und vom 10. Juni 2014 zu der Untersuchung der Entführung von Neugeborenen 

bzw. zu der Unterstützung der Opfer enthalten sind; 

19. begrüßt, dass sich die Fraktionen im Rahmen des Gesamthaushaltsplans für 2017 darauf 

geeinigt haben, 100 000 EUR des Haushalts des Justizministeriums bereitzustellen, mit 

denen – auf der Grundlage analytisch bewiesener Daten – die Bearbeitung und die 

Aufklärung der von den Betroffenen erstatteten Anzeigen verbessert werden sollen, und 

empfiehlt eine frühzeitige Überprüfung, damit sichergestellt ist, dass ausreichende 
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Ressourcen vorhanden sind; weist zudem auf die mittels eines 

Kompromissänderungsantrags erzielte Einigung hin, in dem die eindeutige Zusage 

hervorgehoben wird, eine technologische Plattform für die Unterstützung der 

Betroffenen sowie der Untersuchung genetischer Profile zu schaffen; 

20. begrüßt die Leitlinien, die in dem von der Staatsanwaltschaft verfassten 

Rundschreiben 2/2012 über die Vereinheitlichung der Grundsätze bei den Verfahren in 

Bezug auf die Entführung von Neugeborenen enthalten sind, und empfiehlt dem 

Generalrat der rechtsprechenden Gewalt, die Möglichkeit einer Vereinheitlichung der 

Grundsätze zu prüfen, damit diese Straftaten nicht verjähren; empfiehlt, dass der 

Zugang zu Personenstandsregistern und den früheren Geburtenregistern der 

Krankenhäuser sichergestellt und erleichtert wird; 

21. fordert die spanischen Behörden auf, dafür zu sorgen, dass die Opfer kostenfrei eine 

dauerhafte psychologische Unterstützung durch ausreichend ausgebildete Fachleute 

erhalten; 

22. fordert, dass die mutmaßlichen Betroffenen einer Entführung und illegalen Adoption 

von Säuglingen in Übereinstimmung mit der Opferschutzrichtlinie mit einem speziellen 

Opferstatus, der sowohl für Eltern als auch für identifizierte Kinder gilt und die 

Möglichkeit einer staatlichen Entschädigung umfasst, umfassend und effektiv geschützt 

werden; 

23. betont, dass die Kirchenbehörden zugeben müssen, dass sie möglicherweise in die 

Entführung von Säuglingen und illegale Adoptionen verwickelt waren und dass sie sich 

bei den Opfern entschuldigen müssen; fordert diese nachdrücklich auf, proaktiv und 

wirksamer mit dem Justizministerium zusammenzuarbeiten und den Opfern sowohl die 

Archive der Pfarrgemeinden als auch die Archive der Ordensgemeinschaften 

uneingeschränkt zugänglich zu machen und für größtmögliche Transparenz zu sorgen, 

damit die Untersuchungen der Justiz erleichtert werden und wann immer möglich 

Sitzungen einberufen werden können; 

24. begrüßt, dass sich die katholische Kirche bei Frauen im Vereinigten Königreich 

entschuldigt hat, die von Zwangsadoption betroffen waren, und regt an, dass auch die 

Opfer in Spanien eine ähnliche Anerkennung erhalten; 

25. empfiehlt, dass unverzüglich ein Untersuchungsausschusses im Abgeordnetenhaus 

eingesetzt wird, der einen Beitrag zum besseren Verständnis des Problems leistet, 

überprüft, ob die Ergebnisse des INTCF repräsentativ sind, ermittelt, ob es sich um 

Taten von Einzeltätern oder eines organisierten Menschenhändlernetzes handelt, und 

verbesserte Maßnahmen zur Unterstützung der Aufklärung der Geschehnisse 

vorschlägt, damit derartige Fälle in Zukunft nicht mehr auftreten; weist darauf hin, dass 

in diesem Ausschuss die Opfervereinigungen, das Justizministerium und die spanische 

Ärztekammer (Organización Médica Colegial, OMC) vertreten sein sollten; 

26. ist der Ansicht, dass innerhalb der Justiz unbedingt eine spezialisierte Einheit für die 

Untersuchung der mutmaßlichen Kindesentführungen eingerichtet werden muss, die mit 

den notwendigen finanziellen Mitteln und Polizeiressourcen ausgestattet wird; 

27. fordert, dass ein Pool von Richtern eingerichtet wird, die Ad-hoc-Untersuchungen leiten 
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können, auch angesichts der zahlreichen Anzeigen, die sich auf ähnliche Sachverhalte 

beziehen; 

28. betont, dass zahlreiche Erkenntnisse darauf hindeuten, dass die Taten im 

Zusammenhang mit den Kindesentführungen im Rahmen einer Vereinigung und auf 

systematische Weise begangen wurden; fordert die spanischen Behörden auf, sämtliche 

Untersuchungen gründlich durchzuführen, wobei allen Anzeigen der betroffenen 

Personen und den entsprechenden von ihnen vorgelegten schriftlichen Unterlagen 

gebührend Rechnung zu tragen ist; 

29. weist darauf hin, dass die spanische Regierung im Rahmen der internationalen 

Untersuchungen von Säuglingsentführungen und illegalen Adoptionen in vollem 

Umfang kooperieren muss, insbesondere in dem Fall Nr. 4591/2010, mit dem die 

argentinische Richterin María Servini de Cubria betraut ist, sowie im Rahmen der 

Ermittlung, die jüngst von der mexikanischen Generalstaatsanwaltschaft eingeleitet 

wurde; 

30. fordert die Kommission, die Europäische Bürgerbeauftragte und die Agentur der 

Europäischen Union für Grundrechte auf, im Rahmen ihres jeweiligen 

Zuständigkeitsbereichs die von den spanischen Behörden im Zusammenhang mit den 

Fällen des Verschwindenlassens von Personen begangenen möglichen Verstöße gegen 

die Rechte der Opfer zu untersuchen und zu überwachen; 

31. fordert die Vorsitzende des Petitionsausschusses nachdrücklich auf, diesen Bericht allen 

Petenten und rechtlich niedergelassenen Vereinigungen der Opfer von 

Säuglingsentführungen und illegalen Adoptionen, dem Ausschuss für bürgerliche 

Freiheiten, Justiz und Inneres, der Kommission, der Europäischen Bürgerbeauftragten, 

der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte, der spanischen Regierung, den 

Regierungen der autonomen Gemeinschaften Spaniens, der spanischen 

Bürgerbeauftragten und der Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen zu der Frage des 

Verschwindenlassens zu übermitteln. 
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Minderheitenansicht der EVP-Fraktion 

 

Die EVP-Fraktion bekräftigt das Recht der Opfer der Entführungen von Neugeborenen in 

Spanien auf ein unabhängiges und effektives gerichtliches Ermittlungsverfahren. 

 

Wir unterstützen kostenfreie DNA-Tests für alle Opfer; wir fordern die Kirche auf, den 

betroffenen Familien ihre Archive zugänglich zu machen; wir befürworten die Entscheidung, 

die Mittelausstattung der zur Unterstützung der Opfer eingerichteten Stelle des 

Justizministeriums erheblich zu erhöhen, und wir unterstützen den Untersuchungsausschuss 

des Abgeordnetenhauses und entsprechen somit den Forderungen der Petenten. 

 

Angesichts des äußerst heiklen Themas dieses Informationsbesuchs sind wir der 

Überzeugung, dass der Bericht ausgewogen und faktengestützt sein muss. Aus diesem Grund 

haben wir den ursprünglichen Entwurf des Berichts der Delegationsleiterin unterstützt. 

 

Wir bedauern, dass in den Empfehlungen der endgültigen Fassung des Berichts die 

Schlussfolgerung enthalten ist, dass diese Verbrechen – wie in den von der GUE/NGL-

Fraktion eingereichten Änderungsanträgen 23 und 74 angeführt wird – vom spanischen Staat 

begangen wurden. Wir betonen, dass es für eine derartige Schlussfolgerung keinerlei 

Nachweis gibt. Wir bedauern, dass dadurch der Eindruck entsteht, dass solche Feststellungen 

dem Erreichen interner politischer Ziele dienen. Wir betonen, dass es in der Zuständigkeit der 

Justiz – und nicht in jener des Petitionsausschusses – liegt, festzustellen, ob diese Verbrechen 

von Einzelpersonen oder von einem organisierten Menschenhändlernetz begangen wurden. 
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